GEMEINDE GAGELOW
Satzung Uber die 4. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14

Teil A — Planzeichnung M 1:750
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Planzeichenerklarung

Es gilt die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990
(BGBI. 1 1991 S. 58)

1. Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 18 BauNVO)
| Zahl der Voligeschosse als Héchstmal
GRZ zulassige Grundflachenzahl als Dézimalzahl als HochstmalR
FH Firsththe in m als HéchstmaR (iber Bezugspunkt

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

o offene Bauweise
Baugrenze
DN Dachneigung

Verkehrsflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

StralRenbegrenzungslinie

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung:
Geschwindigkeitsreduzierter Bereich

Hauptversorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)
o Hauptwasserleitung, unterirdisch

Griinflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Griunflachen

Zasurgrin, privat

Zasurgriin, 6ffentlich

Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Fldachen fiir MaBnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 u. § 1a BauGB)

. . Umgrenzung von Flachen fir die Erhaltung von Baumen, Strduchern
e e oo o und sonstigen Bepflanzungen
Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Bdumen,
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
Anpflanzen von Baumen

Sonstige Planzeichen

Mit Leitungsrecht zu Gunsten des Zweckverbandes Wismar
zu belastende Flachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 u. Abs. 6 BauGB)
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Umgrenzung der Flachen fir besondere Anlagen und Vorkehrungen

m zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

LW Larmschutzwall

el

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)
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2. Darstellungen ohne Normcharakter
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Hinweise

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind von der geplanten Ma3nahme keine Bodendenk-
male betroffen. Um die Arbeiten nétigenfalls baubegleitend archaologisch betreuen zu kén-
nen, ist es erforderlich, der Unteren Denkmalschutzbehérde beim Landkreis Nordwestmeck-
lenburg den Beginn der Erdarbeiten rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vorher schriftlich
und verbindlich anzuzeigen. Werden unvermutet Bodendenkmale entdeckt, ist dies gem. §
11 Abs. 2 DSchG unverziglich der zustandigen Behérde anzuzeigen. Fund und Fundstelle
sind bis zum Eintreffen eines Vertreters des Landesamtes flir Bodendenkmalpflege bzw. der
Kreisbodendenkmalpflege in unverdndertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierflr sind
der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentimer sowie zuféllige Zeugen, die den
Wert des Fundes erkennen.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich der Satzung keine Altab-
lagerungen oder Altlastenverdachtsflichen bekannt. Werden bei Bauarbeiten Anzeichen fur
bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnaturlicher Geruch, anormale Far-
bung, Austritt verunreinigter Flissigkeiten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist
der Grundstlicksbesitzer gem. § 4 Abs. 3 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) zur ord-
nungsgemalen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Auf die Anzeige-
pflicht beim Umweltamt des Landkreises, Sachgebiet Altlasten/Immissionsschutz wird hin-
gewiesen.

Plangrundlagen:

Topographische Karte Mafstab 1:10000, Landesvermessungsamt M-V; Flurkarte der
Flur 1, Gemarkung Gagelow; Lage- und Hoéhenplan des Vermessungsburos Kattner
vom 17.06.2005, Satzung der Gemeinde Gagelow Uber den Bebauungsplan Nr. 14
sowie deren bisherige Anderungen; eigene Erhebungen

Stadt-Iund Regionalplanung
< ™ Partnerschaftsgeselischaft
Dipl. Ing.
Martin Hufmann
Dipl, Geogr.

Lars Fricke 2

Tel. 03841- 98 75 97/-98
Fax 03841-28 75 99

W stodt- ionalplanung.de
eMoll. stadt. -online. de.

Praambel

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.9.2004 (BGBI. | S. 2414) sowie § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-
Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung vom 6. Mai 1998 einschlieBlich aller rechtswirk-
samen Anderungen wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung Gégelow vom
folgende Satzung Uber die 4. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14 "Mischgebiet am Prie-
stersee”, umfassend die Flurstiicke 182/27, 183/6, 183/8, 184/6 und 184/16 (teilw.) der Flur
1, Gemarkung Géagelow, begrenzt im Norden durch vorhandene Wohnbebauung, im Osten
durch Ackerflachen, im Siden durch die BundesstraBe 105 und im Westen durch die Stralte
"Zum Seeberg", bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie fol-
gende Satzung Uber die 6rtlichen Bauvorschriften erlassen:

Teil B - Text

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt geéndert durch Artikel 3 Investitionserleichterungs- und Wohn-
baulandgesetz vom 22.4.1993 (BGBI. | S. 466)

1. Art und MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1, 4, 16 und 18
BauNVO)

1.1 In dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet (WA) sind Einzelhandelsbetriebe, Anla-
gen fur Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch ausnahmsweise nicht
zuldssig. Betriebe des Beherbergungsgewerbes sowie sonstige nicht stérende Gewer-
bebetriebe kénnen ausnahmsweise zugelassen werden.

1.2 Fdr die festgesetzten Firsthbhen wird als Bezugspunkt die Hohenlage der zugehérigen
ErschlieBungsstraenoberfliche festgesetzt. Dieses MaRR wird vermindert bzw. ver-
mehrt um den naturlichen Héhenunterschied gegenuber der Mitte der straBenseitigen
Gebé&udefront. Firsthéhe ist gleich die Hohenlage der oberen Dachbegrenzungskante,
also der duBere Schnittpunkt der beiden Dachschenkel.

2. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)

In dem festgesetzten Baugebiet ist nur die offene Bauweise zuldssig.

3. Beschriankungen der Zahl der Wohnungen in Wohngebduden
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
In dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet sind pro selbsténdigem Wohngebaude
nicht mehr als zwei Wohnungen zuldssig.

4. Fldchen fir die Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14
BauGB)
Das auf den privaten Grundstiicken anfallende Niederschlagswasser ist auf den jewei-
ligen Flachen zur Versickerung zu bringen. Nachweislich nicht versickerbares Nieder-
schlagswasser ist ausnahmsweise der Vorflut zuzuleiten. Vorflut fiir die festgesetzten
Baugebiete ist das Regenwasserrickhaltebecken auf den Flursticken 182/28 und
183/7, Flur 1, Gemarkung Gagelow.

5. Umfang der zuldssigen Abgrabungen und Aufschiittungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)
In dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet sind Abgrabungen und Aufschittungen,
bezogen auf das anstehende Geldndeniveau, nur bis zu einem AusmaR von 1,50 m
zuldssig. Entstehende Bdschungen sind mit einer Neigung von 1:3 oder flacher auszu-
bilden.

6. Flachen zum Anpflanzen von Bdumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

6.1 Innerhalb der umgrenzten Flachen zum Anpflanzen von Badumen, Strduchern und
sonstigen Bepflanzungen mit der Kennzeichnung "1" sind unter Nutzung der durch
das Larmschutzbauwerk entstehenden Topographie mehrstufig aufgebaute Hecken
zu entwickeln. Es sind Strducher heimischer Arten gemaR Pflanzliste (Pkt. 6.2) im
Verband 1x1 m zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die nach der Pflanzung ver-
bleibenden Randstreifen am Ful der Béschung sind der naturlichen Sukzession zu
Uberlassen und zu Staudensdumen zu entwickeln.

6.2 Pflanzliste einheimischer Strducher. Kornelkirsche (Cornus mas), Roter Hartriegel

(Cornus sanguinea), HaselnuB® (Corylus avellana), Eingriffliger Weidorn (Crataegus
monogyna), Pfaffenhiitchen (Euonymus europaeus), Heckenkirsche (Lonicera xylo-
steum), Holzapfel (Malus sylvestris), Traubenkirsche (Prunus padus), Schlehe (Prunus
spinosa), Hundsrose (Rosa canina), Sal-Weide (Salix caprea), Schwarzer Holunder
(Sambucus nigra), Schneeball (Viburnum opulus).
Pflanzliste einheimischer Baume: Feldahorn (Acer campestre), Spitzahorn (Acer plata-
noides), Bergahormn (Acer pseudoplatanus), Hainbuche (Carpinus betulus), Rotbuche
(Fagus sylvatica), Gemeine Esche (Fraxinus exelsior), Vogelkirsche (Prunus avium),
Stieleiche (Quercus robur), Eberesche (Sorbus aucuparia), Winterlinde (Tilia cordata)

6.3 Die umgrenzten Flachen zum Anpflanzen von Bdumen, Strduchern und sonstigen Be-
pflanzungen mit der Kennzeichnung "2" sind mit ausschlieBlich einheimischen Gehdl-
zen geman Pflanzliste (Pkt. 6.2) im Verband 1x1 m zu bepflanzen. Innerhalb der fest-
gesetzten Flache &stlich des Regenruckhaltebeckens sind drei einheimische Bdume,
innerhalb der festgesetzten Flache &stlich der Strae "Zum Seeberg" sind sechs ein-
heimische Baume der Pflanzliste (Pkt. 6.2) zu pflanzen. Die Pflanzungen sind dauer-
haft zu erhalten.

6.4 Entlang der Planstrale (Teichstrale) sind an den beispielhaft dargestellten Standorten
Zierkirschen (Prunus serrulata "kanzan") mit einem Stammumfang von mind. 14 cm,
gemessen in 1,0 m Hoéhe, einheitlich im Rahmen der ErschlieBung anzupflanzen und
dauerhaft zu erhalten.

6.5 Die unter den Punkten 6.1, 6.2 und 6.4 festgesetzten PflanzmaRnahmen sind durch
den treuhdnderischen ErschlieBungstrager der Gemeinde Gagelow zu realisieren und
durch den ErschlieBungsvertrag abzusichem.

7. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft / Ausgleichsfldche (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, §§ 1a und 202 BauGB)

7.1 Die Satzung (iber die 4. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14 bereitet keine tiber
die Festsetzungen des Ursprungplanes hinausgehenden ausgleichspflichtigen Ein-
griffe vor. Die Ausgleichsflichen sind daher nicht Gegenstand der Anderungssat-
zung. Die Ausgleichsflachen befinden sich auf eigenstandigen Flurstiicken und sind
im Ursprungsplan innerhalb des Geltungsbereiches 2 dargestellt. Alle Festsetzun-
gen des Ursprungsplanes bezlglich der Ausgleichsflachen innerhalb des Geltungs-
bereiches 2 bleiben unverdndert bestehen. Die Durchfihrung der Ausgleichs- und
Ersatzmalnahmen ist durch den ErschlieRungsvertrag mit dem treuh&nderischen
ErschlieBungstrager gesichert.

7.2 Grundstickszufahrten, Stellplatze auf den Grundsticken und deren Zufahrten sind
in wasserdurchlassiger Bauweise herzustellen.

7.3 Bei den Erdarbeiten anfallender, unbelasteter Bodenaushub ist in nutzbarem Zu-
stand zu erhalten und an Ort und Stelle wieder zu verwerten oder einer Wiederver-
wertung zuzufuhren.

8. Fléchen fir Vorkehrungen zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen im
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz vor sol-
chen Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen
zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen (§ 9 Abs. 1
Nr. 24 BauGB)

8.1 Innerhalb der ausgewiesenen Larmpegelbereiche Il und Ill sind Geb&udeseiten und
Dachflachen von Wohn- und Schlafrdaumen sowie von Kinderzimmern mit einem resul-
tierenden bewerteten Schallddmm-MaR in Abh&ngigkeit vom maRgeblichen Aufen-
larmpegel / Larmpegelbereich (nach DIN 4109) entsprechend der nachfolgend aufge-
fuhrten Tabelle zu realisieren:

Larmpegel- mafgeblicher erforderliches resultierendes Schalldamm-
bereich AuRenlarmpegel Mal des AuRenbauteils
dB(A) R wes [dB]
Il <= 55 30
11 <=60 39

Fiar larmabgewandte Geb&udeseiten darf der maRgebliche AuBRenlarmpegel ent-
sprechend der DIN 4109 ohne besonderen Nachweis bei offener Bebauung um 5
dB(A) und bei geschlossener Bebauung bzw. bei Innenhéfen um 10 dB(A) gemin-
dert werden.

8.2 In Schlafriumen und Kinderzimmem innerhalb des Larmpegelbereiches Ill sinmd
schallgeddmmte Liftungseinrichtungen vorzusehen, wenn keine Luftungsméglich-
keit zur larmabgewandten Gebaudeseite besteht.

8.3 Innerhalb der mit "LW" gekennzeichneten Flache ist ein Larmschutzbauwerk mit
folgenden Abmessungen zu errichten: Lange 310 m, Héhe 3,30 m, Bauweise: ab-
sorbierend. Die Hohe des Larmschutzbauwerks bezieht sich auf die Héhenlage der
jeweils gegenuberliegenden StraRenoberkante der Bundesstrate 105.

9. Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB sowie § 86 LBauO M-V)

9.1 Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Olbehélter auf den der zugehérigen Erschlie-
Bungsstralle zugewandten Grundsticksseite ist nicht zulassig.

9.2 Stellplatze von Mullbehéltern sind mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung,
begriinten Umkleidung oder Rankgittern zu versehen.

9.3 In dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet ist die Ausbildung der Dacher der
Hauptgebaude nur als Sattelddcher, Walm-, Krippelwalm- oder Pultdacher mit einer
Dachneigung von 25° bis 50° oder als Mansardddcher mit einer abweichender
Dachneigung zuléssig. Als Dacheindeckungen sind nur unglasierte einfarbige rote, rot-
braune, anthrazitfarbene oder schwarze Ziegel oder Betonpfannen sowie schwarzer
Schiefer zuldssig. Ebenso zuléssig ist die Eindeckung mit Reet oder die Ausbildung
von Grasdédchern. Nebenanlagen kénnen auch in abweichender Dachneigung, -form
und -eindeckung ausgebildet werden.

9.4 In dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet ist bei der Gestaltung der AuRenwande
die Verwendung von roten und rotbraunen Ziegeln, die Verwendung von geputzten
Flachen mit roten, rotbraunen, gelbbraunen und weiRen Farbténen sowie die Verwen-
dung von Holz mit gebrochenen Weil3-, Blau-, Gelb- und Rotténen zuldssig. Ebenso
zulassig ist die Kombination der genannten Gestaltungselemente mit echtem Fach-
werk.

9.5 In den festgesetzten Baugebieten ist bei der Gestaltung der Fenster die Verwendung
von konkav oder konvex geformten Glasflachen unzuléssig.

9.6 Die Installation von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie ist auf den Dachfldchen
zuldssig.

9.7 Einfriedungen der Grundstlicke auf der zur ErschlieBungsstrale gewandten Grund-
stlicksseite sind nur als Laubholzhecke, Holzzaun mit senkrechter Lattung oder Feld-
steinmauer bis zu einer Héhe von 1,2 m zuldssig. Drahtz&une sind nur innerhalb von
Hecken bis zur H6he der Hecke zul&ssig.

9.8 Werbeanlagen sind nur an der Statte der Leistung bis zu einer Groke von 0,75 m? zu-
lassig. Werbeanlagen mit Leuchtfarben, wechselndem oder sich bewegendem Licht
sind unzuldssig. Die Aufstellung von Warenautomaten ist unzuldssig.

9.9 Es wird auf § 84 der Landesbauordnung M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig han-
delt, wer vorséatzlich oder fahrlassig dieser nach § 86 Landesbauordnung M-V erlasse-
nen Satzung uber die 6rtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt.

Verfahrensvermerke

g Uber die 4. Anderung des Be-
st. Die ortsubliche Bekanntma-
tlichung in der Ostsee-;

Der Aufstellungsbeschluss der Gemeindévert;
bauungsplanes Nr. 14 wurde am 19:07.2005
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Gagelow, den 72.0%2006  (Siégel)

Gagelow, den 72.0%.20CG (Siegel)- . D

Die fruhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGH/ist am
30.06.2005 sowie am 01.07.2005 durch eine o&ffentliche Erérterung der’Planung
durchgefuhrt worden. Die Behdrden und sonstigen Trager &ffentlicher Belange, de-
ren Aufgabenbereich durch die Planung berthrt werden kann, sind geman § 4 Abs. 1
BauGB mit Schreiben vom 19.07.200! . Abgabe einer Stellungnahme auch im
Hinblick auf den erforderlichen fan: ' i
aufgefordert worden.

Gagelow, den 72.0%. 2006

Der

£
)9200 jdw Entwurf der 4. Anderung dps Be-
bauungsplanes Nr. 14 mit Begrundurig"§ss
schriften gebilligt und zur 6ffery'r§héh Auslé:
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Der Entwurf der 4. Anderung dgs

zeichnung (Teil A) und dem Text (], & Begrindung dazu einschifellich Um-

weltbericht sowie der Entwurf der 6rtiiEhert Bauvorschriften haben in der Zeit vom

18.10.2005 bis zum 21.11.2005wahrend der Dienstzeiten im Bauamt der Stadt Gre-

vesmuhlen nach § 3 Abs. 2 BauGB &ffentlich ausgelegen. Die éffentliche Auslegung

ist mit dem Hinweis, welche Umweltinformationen zur Verfigung stehen, dass Stel-
lungnahmen wéhrend der Auslegungsfrist abgegeben werden kénnen und dass nicht
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung Uber den Be-
bauungsplan unberiicksichtigt bleiben kénnen, am 05.10.2005 durch Veréffentli-
chung in der Ostsee-Zeitung bekannt gemacht worden. Die Behérden und sonstigen

Trager offentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden, deren Aufgabenbereich

durch die Planung beruhrt werden.kang; sind mit Schreiben vom 29.09.2005 tber die

6ffentliche Auslegung informiert und géfq' § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe einer

Stellungnahme aufgeforder’;t‘_yvo ary.

Gagelow, den 72.0%.2006,
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Der katastermalige Bestan
Hinsichtlich der lagerichtigen Dar:
eine Prifung nur grob erfolgte, da die rechtsverbin
vorliegt. RegreRanspriche kér)ngn-nicht abgeleitet werde¢

Wismar, den 70.04: 2006 (Siegel) L5 -’f enjl)Lh

bestimmt.
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Gégelow, den 72.0%. 2 a%rfh, = (Siegel) \ ”
Die 4. Anderung des Bebautingsplanes Nr. 14, bestehend aus der Planzeighnung

o-@m 21.02.2006 von der Gemeindevertretling als
Satzung beschlossen. Die Beg Jfsring zur 4. Anderung des Bebauungsplanes Ny.

AFRB)
Die Satzung Uber die 4. Anderu de Beh gsplanes Nr. 14, bestehend a
Planzeichnung (Teil A) und dem Texi{Yell’By wird hiermit ausgefertigt. ~ v

Gagelow, den 29.06. 2006 q’gLi‘ 9e
Die Stelle, bei der der Plan alf; r% Fire
eingesehen werden kann und ‘ﬁb{er ded

der Bekanntmachung ist auf die Gelténdmachung der Verletzung von Verfahrens-
und Formvorschriften und von Mangeln der Abwéagung sowie auf die Rechtsfolgen
(§ 215 Abs. 1 BauGB, § 5 Abs. 5 der Kommunalverfassung M-V) und weiter auf Fal-
ligkeit und Erléschen von Ent chéigigungsansprichen (§ 44 BauGB) hinggwiesen
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Ubersichtsplan M 1:10 000
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- Satzung Uber die
4. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14

far eine Teilflache des Bebauungsplanes Nr. 14 mit der Gebietsbezeichnung "Misch-
gebiet am Priestersee", umfassend die Flurstiicke 182/27, 183/6, 183/8, 184/6 und
184/16 (teilw.) der Flur 1, Gemarkung Géagelow, begrenzt im Norden durch vorhan-
dene Wohnbebauung, im Osten durch Ackerflachen, im Stden durch die Bundes-
stralRe 105 und im Westen durch die Stralle "Zum Seeberg"

Bearbeitungsstand 21.02.2006



Satzung der Gemeinde Gé&gelow
uber die 3. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14

Teil A - Planzeichnung M 1:500

Planzeichenerklarung

Es gilt die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990
(BGBI. 1 1991 S. 58)

1. Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 8 BauNVO)

eingeschranktes Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO), mit laufender

- Nummerierung des Baugebietes, bezogen auf den Ursprungsplan

MaB der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)
| Zahl der Vollgeschosse als Hochstmaf}
GRZ zulassige Grundflachenzahl
FH Firsthéhe in m als Héchstmal tber Bezugspunkt
Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)
o offene Bauweise

—————- - Baugrenze

Griinflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

‘| ara Heckenanpflanzung, privat

Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flidchen fiir MaBnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

oo O O

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen,
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

@ Erhalten von Baumen
Sonstige Planzeichen

Umgrenzung der Flachen fiir Vorkehrungen zum Schutz vor
schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

::: Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches der 3. vereinf. Anderung

des Bebauungsplanes Nr. 14 (§ 9 Abs. 7 BauGB)
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2. Darstellungen ohne Normcharakter

// vorhandene bauliche Anlagen

vorhandene Flurstiicksgrenzen

e
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N

5. Flurstiicksnummern
LPB Larmpegelbereiche I, IV, V (maBgeblicher AuRenldarmpegel) nach
DIN 4109
G fortlaufende Kennzeichnung der Teilflichen mit unterschiedlichen

zulassigen immissionswirksamen Schallleistungspegeln (A - H),
bezogen auf den Ursprungsplan

Hinweise:

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind von der geplanten Manahme keine Bodendenk-
male betroffen. Um die Arbeiten nétigenfalls baubegleitend archdologisch betreuen zu kén-
nen, ist es erforderlich, der Unteren Denkmalschutzbehérde beim Landkreis Nordwestmeck-
lenburg den Beginn der Erdarbeiten rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vorher schriftlich
und verbindlich anzuzeigen. Werden unvermutet Bodendenkmale entdeckt, ist dies gem. §
11 Abs. 2 DSchG unverziiglich der zustédndigen Behérde anzuzeigen. Fund und Fundstelle
sind bis zum Eintreffen eines Vertreters des Landesamtes fiir Bodendenkmalpflege bzw. der
Kreisbodendenkmalpflege in unverdndertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfur sind
der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentiimer sowie zuféllige Zeugen, die den
Wert des Fundes erkennen.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich der Satzung keine Altab-
lagerungen oder Altlastenverdachtsfidchen bekannt. Werden bei Bauarbeiten Anzeichen fiir
bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnatiiricher Geruch, anormale Far-
bung, Austritt verunreinigter Flussigkeiten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist
der Grundstiicksbesitzer gem. § 3 Abs. 1 Abfallgesetz (AbfG) zur ordnungsgemaRen Entsor-
gung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Auf die Anzeigepflicht beim Umweltamt des
Landkreises, Sachgebiet Altlasten/Immissionsschutz gem. § 11 AbfG wird hingewiesen.

Der vorliegende Vorentwurf/Entwurf ist nicht rechtsverbindlich.
Alle Rechtsgeschaéfte, die auf Grundlage dieses Vorentwurfes/Entwurfes getatigt
werden, geschehen auf eigene Verantwortung.

Teil B - Text

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt geéndert durch Artikel 3 Investitionserleichterungs- und Wohn-
baulandgesetz vom 22.4.1993 (BGBI. | S. 466)

1. Art und MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1, 8, 16 und 18
BauNVO)

1.1 In dem festgesetzten eingeschrénkten Gewerbegebiet (GEe) sind geman § 1 Abs. 5
BauNVO Lagerpldtze und Tankstellen generell nicht zuldssig. Einzelhandelsbetriebe
sind gemé&R § 1 Abs. 5 BauNVO ausnahmsweise zuldssig, wenn der Verkauf an End-
verbraucher nach Art und Umfang in eindeutigem Zusammenhang mit der Produktion,
der Ver- und Bearbeitung von Gutern einschlieRlich Reparatur- und Serviceleistungen
des Betriebes steht. Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir
Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm ge-
genuber in Grundfléache und Baumasse untergeordnet sind, sind gemaR § 1 Abs. 6 Nr.
2 BauNVO aligemein zuldssig. Vergniigungsstétten sind gem&R § 1 Abs. 6 Nr. 1
BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

1.2 In dem eingeschrénkten Gewerbegebiet dirfen die unter Punkt 7.3 festgesetzten fl4-
chenbezogenen Schallleistungspegel nicht Giberschritten werden.

1.3 Fur die festgesetzten Firsthdhen wird als Bezugspunkt die Héhenlage der zugehérigen
ErschlieBungsstraenoberfliche festgesetzt. Dieses MaR wird vermindert bzw. ver-
mehrt um den nattrlichen Héhenunterschied gegeniiber der Mitte der straBenseitigen
Gebaudefront. Firsthéhe ist gleich die Hohenlage der oberen Dachbegrenzungskante,
also der &uBere Schnittpunkt der beiden Dachschenkel. Bei Flachdidchemn entspricht
die Firsthéhe der Geb&udehdohe.

2. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)
In den festgesetzten Baugebieten ist nur die offene Bauweise zulassig.

3. Fldchen fir die Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14
BauGB)

Das auf den privaten Grundstlicken anfallende Niederschlagswasser ist auf den jewei-
ligen Flachen zur Versickerung zu bringen. Nachweislich nicht versickerbares Nieder-
schlagswasser ist ausnahmsweise der Vorflut zuzuleiten. Vorflut fiir die festgesetzten
Baugebiete ist das Regenwasserriickhaltebecken auf den Flurstiicken 182/28 und
183/7 der Flur 1, Gemarkung Gégelow.

4. Umfang der zuldssigen Abgrabungen und Aufschittungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)

In dem festgesetzten eingeschrénkten Gewerbegebiet sind Abgrabungen und Auf-
schittungen, bezogen auf das anstehende Geldndeniveau, nur bis zu einem Ausmag
von 1,50 m zuléssig. Entstehende Béschungen sind mit einer Neigung von 1:3 oder
flacher auszubilden.

5. Fldchen zum Anpflanzen von Biumen, Striuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

5.1 Innerhalb der umgrenzten Fldchen zum Anpflanzen von Baumen, Stréuchern und
sonstigen Bepflanzungen sind mehrstufig aufgebaute Hecken zu entwickeln. Es
sind Straucher heimischer Arten gemaR Pflanzliste (Pkt. 5.2) im Verband 1x1 m zu
pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei der Heckenpflanzung sind drei Pflanzreihen
vorzusehen. Die festgesetzte Fldche zum Anpflanzen von Baumen, Strduchern und
sonstigen Bepflanzungen am nérdlichen Rand des Geltungsbereiches besitzt eine
Gesamtbreite von 5,0 m. Davon entfallen auf den Geltungsbereich der Satzung
Uber die 3. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes 2,5 m. Die restliche Fla-
che mit einer Breite von 2,5 ist Gegenstand der Satzung Uber die 1. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 14. Die nach der Pflanzung verbleibenden Randstreifen sind
der naturlichen Sukzession zu Uberlassen und zu Staudensdumen zu entwickeln.

5.2 Pflanzliste einheimischer Straucher. Komelkirsche (Cornus mas), Roter Hartriegel
(Cornus sanguinea), HaselnuB (Corylus avellana), Eingriffliger WeiRdorn (Crataegus
monogyna), Pfaffenhitchen (Euonymus europaeus), Heckenkirsche (Lonicera xylo-
steum), Holzapfel (Malus sylvestris), Traubenkirsche (Prunus padus), Schlehe (Prunus
spinosa), Hundsrose (Rosa canina), Sal-Weide (Salix caprea), Schwarzer Holunder
(Sambucus nigra), Schneeball (Vibumum opulus).

6. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft / Ausgleichsflédche (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB und § 1a BauGB)

6.1 Die Satzung Uber die 3. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14 be-
reitet keine Uber die Festsetzungen des Ursprungplanes hinausgehenden aus-
gleichspflichtigen Eingriffe vor. Die Ausgleichsflachen sind daher nicht Gegenstand
der Anderungssatzung. Die Ausgleichsflichen befinden sich auf eigenstandigen
Flurstiicken und sind im Ursprungsplan innerhalb des Geltungsbereiches 2 darge-
stellt. Alle Festsetzungen des Ursprungsplanes beziiglich der Ausgleichsflachen in-
nerhalb des Geltungsbereiches 2 bleiben unverandert bestehen.

6.2 Grundstiickszufahrten, Stellplatze auf den Grundstiicken und deren Zufahrten sind
in wasserdurchlassiger Bauweise herzustellen.

7. Flachen fiir Vorkehrungen zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen im
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz vor sol-
chen Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen
zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen (§ 9 Abs. 1
Nr. 24 BauGB)

7.1 Innerhalb der ausgewiesenen Larmpegelbereiche Il bis V sind Gebaudeseiten und
Dachflachen von Wohn-, Schlaf- und Aufenthaltsrdumen mit einem resultierenden be-
werteten Schallddmm-MaR in Abhéngigkeit vom maBgeblichen AuBenldarmpegel /
Lérmpegelbereich (nach DIN 4109) entsprechend der nachfolgend aufgefiihrten Ta-
belle zu realisieren:

Larmpegel- maRgeblicher erforderliches resultierendes Schalldamm-
bereich Aulenlarmpegel MaR des AuRenbauteils
dB(A) R'wres [dB]
Aufenthaltsraume in Biurordume und
Wohnungen ahnliches
1l 61-65 35 30
v 66 - 70 40 35
V 71-75 45 40

7.2 Terrassen und Balkone sind innerhalb der Larmpegelbereiche Ill bis V nur auf der
larmabgewandten Geb&dudeseite zuléssig.

7.3 Fur das festgesetzte eingeschrankte Gewerbegebiet sind folgende immissionswirk-
same flachenbezogene Schallleistungspegel als Hchstgrenze zuldssig:

Teilflache zulassige immissionswirksame Flachenschallleistungspegel
Tag / Nacht
G 58 / 43 dB(A)Ym?

8. Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB sowie § 86 LBauO M-V)

Die in der Ursprungssatzung sowie in deren 1. und 2. Anderung festgesetzten drtlichen
Bauvorschriften gelten uneingeschrénkt auch fiir die 3. vereinfachte Anderung des Be-
bauungsplanes Nr. 14,

Plangrundlagen:
Auszug aus der Liegenschaftskarte MaBstab 1:1000, Stand 09.01.2004, Satzung
Uber den Bebauungsplan Nr. 14 sowie dessen 1. Anderung, eigene Erhebungen
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Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414) sowie nach § 86 der Landesbauordnung
Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Neufassung der Bekanntmachung vom 6.
Mai 1998 einschlieRlich aller rechtskraftigen Anderungen wird nach Beschlussfassung
durch die Gemeindevertretung vom ............... folgende Satzung Uber die 3. vereinfachte
Anderung des Bebauungsplan Nr. 14 der Gemeinde Gagelow fiir eine Teilflache des ein-
geschrankten Gewerbegebietes in der Ortslage Gégelow, umfassend die Flurstiicke
182/8, 179/2, 179/3 sowie 179/5 der Flur 1, Gemarkung Gagelow, 6stlich des Priester-
sees und nordostlich der BundesstraRe 105, Gebietsbezeichnung "Mischgebiet am Prie-
stersee", bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie folgende
Satzung Uber die értlichen Bauvorschriften erlassen:

Verfahrensvermerke:

Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom
16.11.2004. Die ortsibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch
Veroffentlichung im Amtsblatt Gagelow am erfolgt

Géagelow, den (Siegel)
Kalf, Blrgermeister

Die Gemeindevertretung hat am 16.11.2004 den Entwurf der 3. vereinfachten Anderung
des Bebauungsplanes Nr. 14 mit Begriindung einschlieRlich der &rtlichen Bauvorschriften
gebilligt und zur éffentlichen Auslegung bestimmt.

Géagelow, den (Siegel)
Kalf, Blrgermeister

Die von der Planung bertihrten Trager 6ffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom
..................... Uber die offentliche Auslegung informiert und gemaR § 4 BauGB i.V.m. §
13 Abs. 2 BauGB zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

Gégelow, den (Siegel)
Kalf, Blurgermeister

Der Entwurf der 3. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14, bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), die Begriindung dazu sowie der Ent-
wurf der ortlichen Bauvorschriften haben in der Zeit vom .................... bis zum
..................... wahrend der Dienststunden nach § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2
BauGB offentlich ausgelegen. Die offentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Anre-
gungen wahrend der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift
vorgebracht werden kénnen, am ..................... durch Veréffentlichung im Amtsblatt der
Gemeinde Gagelow worden.

Géagelow, den (Siegel)
Kalf, Blrgermeister

Der katasterméaRige Bestand am ............... wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hin-
sichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine
PrGfung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im MaRstab 1: ..............
vorliegt. Regressanspriiche kénnen nicht abgeleitet werden.

Wismar, den (Siegel)
Kattner, &ffentlich bestellter Vermesser

Die Gemeindevertretung hat die vorgebrachten Anregungen der Biirger sowie die Stel-
lungnahmen der beriihrten Tréger o6ffentlicher Belange am ..................... gepruft. Das
Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Géagelow, den (Siegel)
Kalf, Blrgermeister

Die 3. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14, bestehend aus der Plan-
zeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie die 6rtlichen Bauvorschriften wurden am
.................. von der Gemeindevertretung als Satzung beschlossen. Die Begriindung zur
3. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes Nr.14 wurde mit Beschluss der Ge-
meindevertretung vom ........... gebilligt.

Gégelow, den (Siegel)
Kalf, Blrgermeister

Die Satzung Uber die 3. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14, bestehend
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Géagelow, den (Siegel)
Kalf, Blrgermeister

Die Stelle, bei der der Plan auf Dauer wahrend der Dienststunden von jedermann einge-
sehen werden kann und ber den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, ist am ............... im
Amtsblatt der Gemeinde Gégelow bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist
auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von
Méngeln der Abwéagung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf
Falligkeit und Eridschen von Entschadigungsanspriichen (§ 44 BauGB) hingewiesen
worden. Die Satzung (ber die 3. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14 ist
mit Ablaufdes .......................... in Kraft getreten.

Gégelow, den (Siegel)
Kalf, Blrgermeister

Ubersichtsplan M 1:2500

GEMEINDE GAGELOW

_ Satzung tber die
3. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14

far eine Teilflache des Bebauungsplanes Nr. 14 mit der Gebietsbezeichnung "Misch-
gebiet am Priestersee", umfassend die Flurstiicke 182/6, 179/2, 179/3 und 179/5 der
Flur 1, Gemarkung Géagelow, 6stlich des Priestersees und nordéstlich der Bundes-
strale 105, gelegen in der Ortslage Gagelow

Entwurf

Bearbeitungsstand 16.11.2004



Satzung der Gemeinde Gagelow
uber die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14

Teil A - Planzeichnung M 1:500
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lanzeichenerklarung

s gilt die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990
3GBI. | 1991 S. 58)

. Festsetzungen
rt der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 4, 8 BauNVO)

WA Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

eingeschrénktes Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO), mit laufender
Nummerierung des Baugebietes, bezogen auf den Ursprungsplan

GEe4

aB der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)
| Zahl der Vollgeschosse als Héchstmag
GRZ zulassige Grundflachenzahl
FH Firsthéhe in m als HéchstmaR iiber Bezugspunkt

uweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

o offene Bauweise
----- — Baugrenze

DN Dachneigung
,WD,PD

Satteldach, Walmdach, Pultdach, Krippelwalmdach, Mansarddach
VD,MD

chen fiir die Abfallentsorgung ( § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

0 Stellflache fir Abfallbehalter

inflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

aTe - Heckenanpflanzung, privat

ungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flichen fiir MaBnahmen zum
utz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

Umgrenzung von Fldchen zum Anpflanzen von Baumen,
Stréduchern und sonstigen Bepflanzungen

3 Erhalten von Biumen

stige Planzeichen

Umgrenzung der Flachen fiir Vorkehrungen zum Schutz vor
:3 schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
rereer Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der Ver- und Entsorger
TP sowie der Eigentiimer der Flustiicke 182/40 und 182/41 der Flur 1,
Gemarkung Gagelow
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Grenze des raumlichen Geltungsbereiches der 2. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 14 (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, hier: Abgrenzung von
Baugebieten

2. Darstellungen ohne Normcharakter

/ vorhandene bauliche Aniagen

s i) vorhandene Flurstiicksgrenzen
182 >
3 Flursticksnummern
LPB Larmpegelbereiche IlI, IV, V (maBgeblicher AuRenldarmpegel) nach
DIN 4109
a fortlaufende Kennzeichnung der Teilflichen mit unterschiedlichen
zuldssigen immissionswirksamen Schallleistungspegeln (A - H),
bezogen auf den Ursprungsplan
>< kinftig fortfallend
iy BemaBung in m
Hinweise:

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind von der geplanten MaRnahme keine Bodendenk-
male betroffen. Um die Arbeiten nétigenfalls baubegleitend archéologisch betreuen zu kén-
nen, ist es erforderlich, der Unteren Denkmalschutzbehérde beim Landkreis Nordwestmeck-
lenburg den Beginn der Erdarbeiten rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vorher schriftlich
und verbindlich anzuzeigen. Werden unvermutet Bodendenkmale entdeckt, ist dies gem.
§ 11 Abs. 2 DSchG unverzuglich der zustandigen Behérde anzuzeigen. Fund und Fundstelle
sind bis zum Eintreffen eines Vertreters des Landesamtes fiir Bodendenkmalpflege bzw. der
Kreisbodendenkmalpflege in unverandertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfir sind
der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentiimer sowie zuféllige Zeugen, die den
Wert des Fundes erkennen.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich der Satzung keine Altab-
lagerungen oder Altlastenverdachtsflachen bekannt. Werden bei Bauarbeiten Anzeichen fiir
bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnaturlicher Geruch, anormale Far-
bung, Austritt verunreinigter Flissigkeiten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist
der Grundstiicksbesitzer gem. § 3 Abs. 1 Abfallgesetz (AbfG) zur ordnungsgemaRen Entsor-
gung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Auf die Anzeigepflicht beim Umweltamt des
Landkreises, Sachgebiet Altlasten/Immissionsschutz gem. § 11 AbfG wird hingewiesen.

Plangrundlagen:
Auszug aus der Liegenschaftskarte MaRstab 1:1000, Stand 09.01.2004, Satzung
tber den Bebauungsplan Nr. 14 sowie dessen 1. Anderung, eigene Erhebungen
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Teil B - Text

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt geandert durch Artikel 3 Investitionserleichterungs- und Wohn-
baulandgesetz vom 22.4.1993 (BGBLI. | S. 466)

1. Art und MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1, 4, 8, 16 und
18 BauNVO)

1.1 In dem festgesetzten aligemeinen Wohngebiet (WA) sind Einzelhandelsbetriebe, Anla-
gen fir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch ausnahmsweise nicht
Zuléssig. Betriebe des Beherbergungsgewerbes sowie sonstige nicht stérende Gewer-
bebetriebe kénnen ausnahmsweise zugelassen werden.

1.2 In dem festgesetzten eingeschrénkten Gewerbegebiet (GEe) sind gemaR § 1 Abs. 5
BauNVO Lagerplétze und Tankstellen generell nicht zuldssig. Einzelhandelsbetriebe
sind gemaR § 1 Abs. 5 BauNVO ausnahmsweise zulassig, wenn der Verkauf an End-
verbraucher nach Art und Umfang im eindeutigen Zusammenhang mit der Produktion
der Ver- und Bearbeitung von Giitern einschlieBlich Reparatur- und Serviceleistungen
des im eingeschrankten Gewerbegebietes liegenden Betriebes liegt. Wohnungen fiir
Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die
dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegendber in Grundflache und Baumasse
untergeordnet sind, sind geman § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO allgemein zulassig. Vergnii-
gungsstatten sind gemaR § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungs-
planes.

1.3 In dem eingeschrankten Gewerbegebiet durfen die unter Punkt 8.3 festgesetzten fl4-
chenbezogenen Schallleistungspegel nicht Gberschritten werden.

1.4 Fur die festgesetzten Firsthéhen wird als Bezugspunkt die Héhenlage der zugehdrigen
ErschlieBungsstraRenoberflache festgesetzt. Dieses MaR wird vermindert bzw. ver-
mehrt um den natiirlichen Héhenunterschied gegenulber der Mitte der strallenseitigen
Gebéaudefront. Firsthéhe ist gleich die Hohenlage der oberen Dachbegrenzungskante,
also der duBere Schnittpunkt der beiden Dachschenkel. Bei Flachdachern entspricht
die Firsthohe der Gebaudehshe.

2. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)
In den festgesetzten Baugebieten ist nur die offene Bauweise zulassig.

3. Beschrinkungen der Zahl der Wohnungen in Wohngebiuden
(§ 9Abs. 1Nr. 6 BauGB)
In dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet sind pro selbstdndigem Wohngebaude
nicht mehr als zwei Wohnungen zuléssig.

4. Flachen fur die Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14
BauGB)
Das auf den privaten Grundstticken anfallende Niederschlagswasser ist auf den jewei-
ligen Flachen zur Versickerung zu bringen. Nachweislich nicht versickerbares Nieder-
schlagswasser ist ausnahmsweise der Vorflut zuzuleiten. Vorflut fir die festgesetzten
Baugebiete ist das Regenwasserriickhaltebecken auf den Flursticken 182/28 und
183/7, Flur 1, Gemarkung Gégelow.

5. Umfang der zuldssigen Abgrabungen und Aufschiittungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)
In dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet und in dem festgesetzten einge-
schrankten Gewerbegebiet sind Abgrabungen und Aufschittungen, bezogen auf das
anstehende Geldndeniveau, nur bis zu einem AusmaR von 1,50 m zuléssig. Entste-
hende Bbschungen sind mit einer Neigung von 1:3 oder flacher auszubilden.

6. Flichen zum Anpflanzen von Bdumen, Striduchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

6.1 Innerhalb der umgrenzten Flichen zum Anpflanzen von Biaumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen sind mehrstufig aufgebaute Hecken zu entwickeln. Es
sind Straucher heimischer Arten gemaR Pflanzliste (Pkt. 6.2) im Verband 1x1 m zu
pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei der Heckenpflanzung sind drei Pflanzreihen
vorzusehen. Die festgesetzte Fliche zum Anpflanzen von B&umen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen am nérdlichen Rand des Geltungsbereiches besitzt eine
Gesamtbreite von 5,0 m. Davon entfallen auf den Geltungsbereich der Satzung
Uber die 2. Anderung des Bebauungsplanes 2,5 m. Die restliche Flache mit einer
Breite von 2,5 ist Gegenstand der Satzung Uber die 1. Anderung des Bebauungs-
planes Nr. 14. Die nach der Pflanzung verbleibenden Randstreifen sind der natirli-
chen Sukzession zu Uberlassen und zu Staudensdumen zu entwickeln.

6.2 Pflanzliste einheimischer Stréducher: Kornelkirsche (Cornus mas), Roter Hartriegel
(Cornus sanguinea), HaselnuR (Corylus avellana), Eingriffliger WeiRdorn (Crataegus
monogyna), Pfaffenhitchen (Euonymus europaeus), Heckenkirsche (Lonicera xylo-
steum), Holzapfel (Malus sylvestris), Traubenkirsche (Prunus padus), Schlehe (Prunus
spinosa), Hundsrose (Rosa canina), Sal-Weide (Salix Caprea), Schwarzer Holunder
(Sambucus nigra), Schneeball (Vibumum opulus).

7. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft / Ausgleichsfliche (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB und § 1a BauGB)

7.1 Die Satzung tiber die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14 bereitet keine uber
die Festsetzungen des Ursprungplanes hinausgehenden ausgleichspflichtigen Ein-
griffe vor. Die Ausgleichsfldchen sind daher nicht Gegenstand der Anderungssat-
zung. Die Ausgleichsfl&chen befinden sich auf eigensténdigen Flurstiicken und sind
im Ursprungsplan innerhalb des Geltungsbereiches 2 dargestellt. Alle Festsetzun-
gen des Ursprungsplanes bezlglich der Ausgleichsflachen innerhalb des Geltungs-
bereiches 2 bleiben unverandert bestehen.

7.2 Grundstiickszufahrten, Stellplétze auf den Grundstiicken und deren Zufahrten sind
in wasserdurchldssiger Bauweise herzustellen. Die private Grundstuckszufahrt auf
dem Flurstiick 182/43 ist mittels wasser- und luftdurchlégssiger Pflasterung zu befe-
stigen.

8. Flédchen fiir Vorkehrungen zum Schutz vor schédlichen Umwelteinwirkungen im
Sinne des Bundes-‘lmmissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz vor sol-
chen Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen
zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen (§ 9 Abs. 1
Nr. 24 BauGB)

8.1 Innerhalb der ausgewiesenen Larmpegelbereiche Il bis V sind Geb&udeseiten und

Dachflachen von Wohn-, Schiaf- und Aufenthaltsraumen mit einem resultierenden be-
werteten Schallddmm-MaR in Abhangigkeit vom maRgeblichen Auenlarmpegel /

Larmpegelbereich (nach DIN 4109) entsprechend der nachfolgend aufgefuhrten Ta-
belle zu realisieren:

f_LéirmpegeI- maRgeblicher erforderliches resultierendes Schalldamm-
bereich AuRenlarmpegel MaR des AuRenbauteils
d B(A) R 'W. res [d B]
Aufenthaltsrdume in Blroraume und
Wohnungen ahnliches
] 61-65 35 30
IV 66 - 70 40 35
V 71-75 45 40

8.2 Terrassen und Balkone sind innerhalb der Larmpegelbereiche || bis V nur auf der
larmabgewandten Gebiudeseite Zulassig.

8.3 Fir das festgesetzte eingeschrankte Gewerbegebiet sind folgende immissionswirk-
same flachenbezogene Schallleistungspegel als Héchstgrenze zulassig:

, Teilflache
| G

9. Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB sowie § 86 LBauO M-V)

9.1 Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Olbehélter auf den der zugehdrigen Erschlie-
Bungsstrale zugewandten Grundstiicksseiten ist nicht zulassig.

9.2 Stellplatze von Millbehaltern sind mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung,
begrinten Umkleidung oder Rankgittern zu versehen.

9.3 In dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet ist die Ausbildung der Diacher der
Hauptgebiude nur als Satteldécher, Walm-, Kriippelwalm- oder Pultdacher mit einer
Dachneigung von 25° bis 55° oder als Mansarddacher mit einer abweichender
Dachneigung zulissig. Als Dacheindeckungen sind nur unglasierte einfarbige rote, rot-
braune, anthrazitfarbene oder schwarze Ziegel oder Betonpfannen sowie schwarzer
Schiefer zuldssig. Ebenso zulassig ist die Eindeckung mit Reet oder die Ausbildung
von Grasdachern. Nebenanlagen kénnen auch in abweichender Dachneigung, -form
und -eindeckung ausgebildet werden.

9.4 In dem festgesetzten aligemeinen Wohngebiet ist bei der Gestaltung der AuRenwinde
die Verwendung von roten und rotbraunen Ziegeln, die Verwendung von geputzten
Fladchen mit roten, rotbraunen, gelbbraunen und weien Farbténen sowie die Verwen-
dung von Holz mit gebrochenen Weil-, Blau-, Gelb- und Rotténen zulassig. Ebenso
zulassig ist die Kombination der genannten Gestaltungselemente mit echtem Fach-
werk.

9.5 In dem festgesetzten eingeschrénkten Gewerbegebiet ist zusatzlich zu den unter Punkt

-4 genannten Merkmalen der Fassadengestaltung auch die Verwendung von Blech in
weilken oder gebrochenen weillen, roten und gelben Farbténen Zulassig.

9.6 Fassaden mit einer Gesamtlange Uber 40,0 m sind mindestens alle 20,0 m vertikal zu
gliedem. Dazu sind sowohl bauliche Konstruktionen wie Vor- oder Rlckspriinge, der
Einbau von Gliederungselementen als auch Elemente der Fassadenbegriinung zulas-
sig.

9.7 Bei Wohngebiuden und Garagen sind fensterlose Wandflachen Gber 20 m? zu
begriinen.

9.8 In den festgesetzten Baugebieten ist bei der Gestaltung der Fenster die Verwendung
von konkav oder konvex geformten Glasflachen unzulassig.

9.9 Die Installation von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie ist auf den Dachflachen
zulassig.

9.10 Einfriedungen der zu Wohnzwecken genutzten Grundstiicke sind nur als Laubholzhek-
ke, Holzzaun mit senkrechter Lattung oder Feldsteinmauer bis zu einer Héhe von 1,2
m zuldssig. Drahtzdune sind nur innerhalb von Hecken bis zur Héhe der Hecke zulas-
sig.

9.11 Es wird auf § 84 der Landesbauordnung M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig
handelt, wer vorsatzlich oder fahrldssig dieser nach § 86 Landesbauordnung M-V
erlassenen Satzung tber die értlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt.

zuldssige immissionswirksame Fléchenschallleistungspegel

Tag / Nacht
597 44 dB(A)/m?

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 27. August 1997 (BGBI. | S. 2141, ber. BGBI. 1998 | S. 137) einschlieRlich aller rechts-
gultigen Anderungen sowie nach § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommemn

Gagelow fir eine Teilflache des Wohn- und Gewerbegebietes in der Ortslage G&gelow, um-
fassend die Flurstiicke 180/1, 182/3, 182/40, 182/41, 182/42, 182/43, 182/44, 182/6, 179/2,
179/3 und 179/5, Flur 1, Gemarkung Gagelow, dstlich des Priestersees und nordéstlich der
BundesstraRe 105, Gebietsbezeichnung "Mischgebiet am Priestersee", bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie folgende Satzung uber die értlichen
Bauvorschriften erlassen:

Verfahrensvermerke:

Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbescrjlusses der Gemeindevertretung vom
28.10.2003. Die ortsiibliche Bekanntma nung. des, Aufstellungsbeschiusses ist durch
Verdffentlichung im Amtsblatt Gégelow 2

Gégelow, den 27.05. 2004

Kalf, Biwgerrdetster

Die fir Raumordnung und Landesplantigy, ;
nungsgesetz (LPIG) mit Schreiben vom

Gagelow, den Z27.05. 2004

ige/Stelle ist gemaR § 17 La espla-

. beteiligt worden. /
Kalf, BK r

Die Gemeindevertretung hat am 70.02.2CQ0%.. den Entwurf der 2. Anderung des [Bebau-
ungsplanes Nr. 14 mit Begriindung einschlieRlich der értlichen Bauvorschriften gebilligt
und zur &ffentlichen Auslegung bestimmt. P

Géagelow, den Z27. 05, 2004 /}Si
=)

g Kalf, é‘rg/ '
&;' ot §
Die von der Planung beriihrten Trager ffentl_@ elange wurden mit Schreitfén vom
Abga-

=
:03.. 2004 .. uber die dffentliche Auslegung’informiiert und gemaR § 4 BauGB z(r

be einer Stellungnahme aufgefordert.
Gagelow, den 27.05. 2C0¥ \ (Siegel) = /
3 V& Kalf, Biérgermeister
3 M 537

Der Entwurf der 2. Anderung des Bebauungg' lanes’ Nr. 14, bestehend aus ddy Plan-
zeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), die”B rg“rﬂndung dazu sowie der Entwurf der
ortlichen Bauvorschriften haben in der Zeit vom 22.03.2004% bis zum Z6.04%.200%.
wahrend der Dienststunden nach § 3 Abs. 2 BauGB éffentlich ausgelegen. Die 6ffentliche
Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Anregungeén ya

dermann schriftlich oder zur Niederschyift vorgeh

durch Veréffentlichung im Amtsblatt GAfre| w

Gégelow, den Z7.05. Z00%

7

; (Siegé-‘l)\

sichtlich der lagerichtigen Darstellung der G;enzp_upkte gilt der VorBehalt dass' eine
Prafung nur grob erfolgte, da die rechtsypjﬁindliCh‘avalurkarte im Ma@s
vorliegt. Regressanspriiche kénnen nic?«gb?;d ' rdﬁn

Wismar, den £ (7. OG . 20@@ ;}f(s.

An%e'g;ﬁ’r{gen der Blrger sowie die Stel-

NS
Die Gemeindevertretung hat die vorgebra\cl;igm

lungnahmen der beriihrten Trager offentlicher Betange am 79,45, £. geprift. Das
Ergebnis ist mitgeteilt worden. A RIDE AN

AT TGN
Gégelow, den Z7.05 . 200% 5 (Siegel) . ° s

: Kalf, Birgérmeister

Die 2. /f\nderung des Bebauungsplanes Nr. 14, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A)

und dem Text (Teil B) sowie die drtlichen Bauvorschriften wurden am 79.5-200¢.. (on der

Gemeindevertretung als Satzung beschlossgﬁiﬂTnggrﬁndung zur 2. Anderung des Be-

bauungsplanes Nr.14 wurde mit Beschlués der Gemeindevertretung vom 74,5, J0¢ gebilligt.
o P ol

%

.

Gagelow, den 27.05. 200% A

A
=)
\ -~

-
n

Kalf, Biirdernfeister

anes Nr. 14, bestehend/aus der
mit ausgefertigt.

Kalf,%rg

Die Stelle, bei der der Plan auf Dauer wahrend der Dienststunden von jedermann einge-
sehen werden kann und iiber den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, am {26.2
blatt Gégelow bekanntgemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendma-
chung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Méngeln der Abwa-
gung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Félligkeit und Er-
I6schen von Entschadigungsanspriichen (§

Uber die 2. Anderung des Bebauungsplane€s®
Kraft getreten.

Géagelow, den 08.06. 2004

\% S :
Die Satzung Gber die 2. Anderung degs 3eBdudng:
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Te -8 Fwire hier

Gagelow, den 27, 05, Z00% j (Sigéel)
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GEMEINDE GAGELOW

y Satzung Uber die
2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14

fur eine Teilflache des Bebauungsplanes Nr. 14 mit der Gebietsbezeichnung "Misch-
gebiet am Priestersee", umfassend die Flurstucke 180/1, 182/3, 182/40, 182/41.
182/42, 182/43, 182/44, 182/6, 17912, 179/3 und 179/5 der Flur 1, Gemarkung Ga-
gelow, &stlich des Priestersees und nordéstlich der Bundesstralle 105, gelegen in
der Ortslage Gagelow
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Satzung Uber die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14

Teil A - Planzeichnung
M 1:2000
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Planzeichenerklirung

Es gilt die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990
(BGBI. 19911 S. 58)

1. Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 4, 8 BauNVO)

WA Aligemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)
GE eingeschrénktes Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO), mit laufender
@4 Nummerierung des Baugebietes

MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Mr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

| Zahl der Voligeschosse als HochstmaR
GRz Grundflachenzahl
GFz GeschoBflachenzahl
FH Firsth6he als H5chstmaRB iiber dem Bezugspunkt

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)
o offene Bauweise
A abweichende Bauweise

Baugrenze

DN Dachneigung

Verkehrsflidchen (§ ¢ Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straidenverkehrsfliche

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung
(Tempo-30-Zone)

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung
(Veri:ehrsberuhigter Bereich)

Strallenbegleitgriin

StraBenbegrenzungslinie
4] FuBweg

E Racweg

R |

Ein- und Ausfahrtbereich

S Ein- und Ausfahrt

Flachen fiir die Abfallentsorgung und fiir die Abwasserbeseitigung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

e

Stellflache fur Abfallbehslter

Regenwasserriickhaltebecken

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserieitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB)

—gtt o Abwasserdruckleitung, unterirdisch

w

—0—0— Hauptwasserleitung, unterirdisch

Griinflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grinflache

Sukzessionsfliche, éffentlich

Heckenanpflanzung, éffentlich

Heckenanpflanzung, privat

& B B E

Spielplatz, 6ffentlich

Wasserflichen und Flichen fiir die Wasserwirtschaft sowie fiir die Regelung des
Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

=

Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flichen fiir MaRnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

Wasserflache (Priestersee)

_..._. = u.:. Umgrenzung von Flachen fur MaBnahmen zum Schutz, zur Pfiege
~ T T und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern
und sonstigen Bepflanzungen

@ Erhalten von Baumen
e Erhalten von Strauchemn
@ Anpfianzen von Bdumen

Nachrichtliche Ubernahme (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung des Gewasserschutzstreifens (100 m-Linie)
(§ 19 Abs. 1 LNatG M-V)

Sonstige Planzeichen

=
O

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der jeweiligen Eigentimer
der Flurstiicke 175/2, 176/3 und 174/2 (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Ver- und Entsorger
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der jeweiligen Eigentimer
‘der Flursticke 173/1, 174/2, 175/1, 175/2 (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Umgrenzung der Flachen fiir besondere Anlagen und Vorkehrungen
zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

[

Umgrenzung der Flachen, die von der Bebauung freizuhalten sind
(Sichtdreiecke bzw. Anbauverbot, § 9 FStrG; § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches der Satzung Uber die 1.
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14 (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

2. Darstellungen ohne Normcharakter

7
&\ vorhandene bauliche Anlagen

vorhandene Flurstiicksgrenzen

‘luﬂ Flursticksnummern
B 8% oy g Bdschung
e Graben
—25— Hohenlinien mit H6henangabe . HN
LPB rw::m_m%mm_cmﬂmmorm I, IV, V (maBgeblicher AuBenlarmpegel) nach
DIN 41

A fortlaufende Kennzeichnung der ._,mw_ammm.,m,: mit unterschiedlichen

Teil

B - Text

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBI. 1 S. 132), zuletzt geandert durch Artikel 3 Investitionserieichterungs- und Wohn-
baulandgesetz vom 22 4.1993 (BGBI. | S. 466)

1. Art und MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1, 4, 8, 16 und
18 BauNVO)

A

1.2

1.3

14

In den festgesetzten aligemeinen Wohngebieten (WA) sind Anlagen fir Verwaltungen,
Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch ausnahmsweise nicht zulassig. Betriebe des
Beherbergungsgewerbes sowie sonstige nicht storende Gewerbebetriebe kénnen aus-
nahmsweise zugelassen werden.

In den festgesetzten eingeschrankten Gewerbegebieten (GEe) sind gemaR § 1 Abs. 5
BauNVO Lagerplitze und Tankstellen generell nicht zuldssig. Wohnungen fir Auf-
sichts- und Bereitschaftspersonen sowie fur Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die
dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegeniber in Grundfidiche und Baumasse
untergeordnet sind, sind gemaR § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO aligemein zulassig. Vergnii-
gungsstatten sind gemaB § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungs-
planes.

In den eingeschrankten Gewerbegebieten durfen die unter Punkt 9.3 festgesetzten
flachenbezogenen Schallleistungspegel nicht Giberschritten werden.

Fur die festgesetzten Firsthhen wird als Bezugspunkt die Hohenlage der zugehérigen
ErschlieBungsstraBenoberfiiche festgesetzt. Dieses MaR wird vermindert bzw. ver-
mehrt um den natirlichen Hohenunterschied gegenuber der Mitte der stralBenseitigen
Gebaudefront. Firsthhe ist gleich die Hohenlage der oberen Dachbegrenzungskante,
also der &uBere Schnittpunkt der beiden Dachschenkel. Bei Flachdachemn entspricht
die Firsthdhe der Gebaudehshe.

2. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVvO)

In den festgesetzten aligemeinen Wohngebieten ist nur die offene Bauweise zulissig.
In dem festgesetzten eingeschrankten Gewerbegebiet GEe 1 mit abweichender Bau-
weise sind Geb&udeléngen Giber 50 m zulassig. In den Gbrigen eingeschrankten Ge-
werbegebieten ist nur die offene Bauweise zulassig.

3. Beschrinkungen der Zahl der Wohnungen in Wohngeb&iuden
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

In den festgesetzten aligemeinen Wohngebieten sind pro selbstindigem Wohngebau-
de nicht mehr als zwei Wohnungen zulsssig.

4. Flédchen, die von einer Bebauung freizuhalten sind und deren Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

4.1

42

Innerhalb der von der Bebauung freizuhaltenden Grundstiicksflichen (Sichtdreiecke)
sind Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO sowie
Stell- und Parkplatze unzulassig. Grundstickseinfriedungen und Strauchwerk dirfen
eine Hohe von 0,70 m Gber Fahrbahnoberkante nicht Gberschreiten. Davon ausge-
nommen sind vorhandener und zu erhaltender Baumbestand sowie Neuanpflanzungen
mit einer Kronenansatzhdhe von Gber 2,0 m.

Far die festgesetzten eingeschrankten Gewerbegebiete GEe 6 und GEe 7 gilt, dass
entlang der BundesstraBe in einer Entfernung von bis zu 20,0 m, gemessen vom Aulle-
ren Rand der befestigten Fahrbahn, Hochbauten jeder Art nicht errichtet werden dirfen
(Anbauverbot gem. § 9 Abs. 1 FStrG).

§. Fléchen fiir die Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Das auf den privaten Grundstiicken anfallende Niederschlagswasser ist auf den jewei-
ligen Flachen zur Versickerung zu bringen. Nachweislich nicht versickerbares Nieder-
schlagswasser ist ausnahmsweise der Verflut zuzuleiten. Vorfiut fur die festgesetzten
eingeschrénkten Gewerbegebiete GEe 1 und GEe 2 ist der Priestersee, fur alle Gbrigen
Baugebiete gilt als Vorflut das Regenwasserriickhaltebecken.

a.cn_qm:nn_m;:_mmmmmm: >g33==mm=::a>=?n=mﬂczuw:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB) YR

In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten und in den festgesetzten einge-
schrankien Gewerbegebieten GEe 2 bis GEe 6 sind Abgrabungen und Aufschittun-
gen, bezogen auf das anstehende Gelandeniveau, nur bis zu einem AusmaR von 1,50
m zuldssig. Entstehende Baschungen sind mit einer Neigung von 1:3 oder flacher aus-
zubilden. Fur das festgesetzte eingeschrénkte Gewerbegebiet GEe 1 gilt, dass Abgra-
bungen und Aufschiittungen, bezogen auf das anstehende Gelandeniveau, bis zu ei-
nem AusmaR von 2,50 m zulassig sind. Entstehende Bodschungen sind mit einer Nei-
gung von 1:2 oder fiacher auszubilden.

7. Fliachen zum Anpflanzen von Baumen, Striduchern und sonstigen Bepflanzungen

(
7.1

7.2

73

7.4

7.5

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Innerhalb der umgrenzten Flichen zum Anpflanzen von Biumen, Striuchern und
sonstigen Bepflanzungen zu mehrstufig aufgebauten Hecken zu entwickeln. Es sind
Str&ucher heimischer Arten gemaR Pflanzliste (Pkt. 7.4) im Verband 1x1 m zu pflanzen
und dauerhaft zu erhalten. Innerhalb des Plangebietes sind jeweils drei Reihen und
entlang der Grenze des Geltungsbereiches vier Pflanzreihen vorzusehen. Von der vier-
reihigen Hecke sind drei Reihen auf den &ffentlichen Flichen und 1 Reihe auf den pri-
vaten Flachen zu realisieren. Die verbleibenden Randstreifen sind der natirlichen
Sukzession zu Gberlassen und zu Staudensaumen zu entwickeln. Alle 20 m ist im &f-
fentlichen Bereich ein heimischer GroRbaum gemal Pflanzliste (Pkt. 7.5) mit einem
Mindeststammumfang von 12-14 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

Auf der Grunfliche nordastiich der PlanstraRe B sind zwei jeweils 150 m? groRe Ge-
hélzgruppen heimischer Straucharten gemal Pflanzliste zu pflanzen. Zusatzlich sind
fanf heimische GroBbiume gemaR Pfianzliste mit einem Mindeststammumfang von 12-
14 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die unbepflanzten Flachenanteile sind
der natiirlichen Sukzession zu Gberlassen.

Entlang der PlanstraBen sind an den in der Planzeichnung dargesteliten Stellen je
StraBe einheitlich Winterlinden (Tilia cordata) oder Bergahorn (Acer pseudoplatanus)
~oder Baumhasel (Corylus coloma) mit einem Mindeststammumfang von 14-16 cm zu
pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Entlang der BundesstralRe 105 sind an den darge-
steliten Stellen in Absprache mit dem StraRenbauamt Schwerin Winterlinden (Tilia cor-
data) mit einem Mindeststammumfang 20-24 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhal-
ten.

Pflanzliste einheimischer Striucher Kornelkirsche (Comus mas), Roter Hartriegel
(Comus sanguinea), Haselnu (Corylus avellana), Eingriffliger Weildorn (Crataegus
monogyna), Pfaffenhitchen (Euonymus europaeus), Heckenkirsche (Lonicera xy-
losteum), Holzapfe! (Malus sylvestris), Traubenkirsche (Prunus padus), Schiehe (Pru-
‘nus spinosa), Hundsrose (Rosa canina), Sal-Weide (Salix caprea), Schwarzer Holun-
der (Sambucus nigra), Schneeball (Viburnum opulus)

Pflanzliste einheimischer GroBbaume: _wm*nm_..oq: (Acer campestre), Spitzahorn (Acer

platanoides), Bergahomn (Acer pseudoplatanus), Hainbuche (Carpinus betulus), Rotbu-
che (Fagus sylvatica), Gemeine Esche (Fraxinus exelsior), Vogelkirsche (Prunus avi-
um), Stieleiche (Quercus robur), Eberesche (Sorbus aucuparia), Winterlinde (Tilia cor-
data)

8. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft / Ausgleichsfliche (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB und § 1a BauGB)

8.1 Die Satzung uber die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14 bereitet keine Gber die
Festsetzungen des Ursprungplanes hinausgehenden ausgleichspflichtigen Eingriffe vor.
Die Ausgleichsflachen sind daher nicht Gegenstand der Anderungssatzung. Die Aus-
gleichsflachen befinden sich auf eigenstandigen Flurstiicken und sind im Ursprungsplan
innerhalb des Geltungsbereiches 2 dargestellt. Alle Festsetzungen des Ursprungsplanes
beziglich der Ausgleichsflichen innerhalb des Geltungsbereiches 2 bleiben unveran-
dert.

8.2 Die umgrenzte Flache fir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft ist aus der landwirtschaftlichen Nutzung zu nehmen und der na-
turlichen Sukzession zu Giberlassen.

8.3 Grundstickszufahrten, Steliplatze auf den Grundsticken und deren Zufahrten sind in
wasserdurchldssiger Bauweise herzustellen. Die verkehrsberuhigte Stichstralle mit einer
Fahrbahnbreite von 4,75 m ist mittels wasser- und luftdurchiassiger Pflasterung zu be-
festigen.

9. Flédchen fiir Vorkehrungen zum Schutz vor schidiichen Umwelteinwirkungen im
Sinne des Bundes-immissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz vor solchen
Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen zu tref-
fenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24
BauGB)

9.1 Innerhalb der ausgewiesenen Larmpegelbereiche Ill bis V sind Gebaudeseiten und
Dachflachen von Wohn-, Schiaf- und Aufenthaltsraumen mit einem resultierenden be-
werteten Schallddmm-Mal in Abhangigkeit vom maRgeblichen AuBenlarmpegel /

Larmpegelbereich (nach DIN 4109) entsprechend der nachfolgend aufgefiihrten Ta-
belle zu realisieren:

Larmpegel- mafRgeblicher erforderliches resultierendes Schalldamm-
bereich AuBenlarmpegel MaR des AuBRenbauteils
dB(A) R'wres [dB]
Aufenthaltsriume in Birordume und
Wohnungen ahnliches
L 61-65 35 30
v 66 -70 40 35
\' 71-75 45 40

9.2 Temrassen und Balkone sind innerhalb der Larmpegelbereiche Il bis V nur auf der
Iarmabgewandten Gebiudeseite zulassig.

9.3 Fur die festgesetzten eingeschrinkten Gewerbegebiete sind folgende immissionswirk-
same fidchenbezogene Schallleistungspegel als Hochstgrenze zuldssig:

Teilfliche Zuléssige immissionswirksame Flachenschallleistungspegel

Tag / Nacht

58 / 43 dB(A)/m?

60 / 45 dB(A)/m?

58 / 43 dB(A)/m?

57 / 42 dB(A)/m?

60 /45 dB(A)/m?

60 /45 dB(A)/m?

60 /45 dB(A)/m?
56 / 42 dB(A)/m?

I OMmoO/m>»

10. Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB sowie § 86 LBauO M-V)

10.1 Die Oberflachenbefestigung der Planstraen A, B und C hat in asphaltgedeckter Bau-
weise oder mit Pflaster zu erfoigen.

10.2 Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Olbehalter auf den der zugehdrigen Erschlie-
BungsstraBe zugewandten Grundstiicksseite ist nicht zulassig.

10.3 Stellplatze von Miillbehaltern sind mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung,
begrinten Umkleidung oder Rankgittern zu versehen.

10.4 In den festgesetzten aligemeinen Wohngebieten ist die Ausbildung der Dacher der
Hauptgebaude nur als Satteldacher, Walm-, Kriippelwalm- oder Pultdicher mit einer
Dachneigung von 25° bis 55° oder als Mansarddacher mit einer abweichender Dach-
neigung zulassig. AuBer bei Flachdichern sind als Dacheindeckungen nur unglasierte
einfarbige rote, rotbraune, anthrazitfarbene oder schwarze Ziegel oder Betonpfannen
sowie schwarzer Schiefer zulassig. Ebenso zulassig ist die Eindeckung mit Reet oder
die Ausbildung von Grasdichemn. Nebenanlagen kdnnen auch in abweichender Dach-
neigung, -form und -eindeckung ausgebildet werden.

10.5 In den festgesetzten aligemeinen Wohngebieten ist bei der Gestaltung der AuBenwin-
de die Verwendung von roten und rotbraunen Ziegeln, die Verwendung von geputzten
Flachen mit roten, rotbraunen, gelbbraunen und weiRen Farbténen sowie die Verwen-
dung von Holz mit gebrochenen Weilk-, Blau-, Gelb- und Rotténen zulassig. Ebenso

zulassig ist die Kombination der genannten Gestaltungselemente mit echtem Fach-
werk.

10.6 In den festgesetzten eingeschrankten Gewerbegebieten ist zusatzlich zu den unter
Punkt 10.5 genannten Merkmalen der Fassadengestaltung auch die Verwendung von
Blech in weiBen oder gebrochenen weillen, roten und gelben Farbtdnen zulassig.

10.7 Fassaden mit einer Gesamtlange ber 40,0 m sind mindestens alle 20,0 m vertikal zu
gliedemn. Dazu sind sowohl bauliche Konstruktionen wie Vor- oder Rickspriinge, der
Einbau von Gliederungselementen als auch Elemente der Fassadenbegriinung zulss-
sig.

10.8 Bei Wohngeb&uden und Garagen sind fensteriose Wandflichen aber 20 m? zu
begrinen.

S.m_nnmsﬂanmmmﬂmzmm:mmiﬂmimﬂcmmamq Omw»u:::mnm_.mm:mnmq&m Verwendung
von konkav oder konvex geformten Glasflichen unzuldssig. .

10.10Die Installation von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie ist auf den Dachflichen
zuldssig.

10.11Einfriedungen der zu Wohnzwecken genutzten Grundstiicke sind nur als Laubholzhe-
cke, Holzzaun mit senkrechter Lattung oder Feldsteinmauer bis zu einer Hohe von 1.2
m zulassig. Drahtziune sind nur innerhalb von Hecken bis zur Hohe der Hecke zulas-
sig.

10.12Es wird auf § 84 der Landesbauordnung M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig han-
delt, wer vorsatzlich oder fahrisssig dieser nach § 86 Landesbauordnung M-V erlasse-
nen Satzung Gber die 6rtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt.

Hinweise:

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind von der geplanten MalRnahme keine Bodendenk-
male betroffen. Um die Arbeiten nétigenfalls baubegleitend archaologisch betreuen zu kén-
nen, ist es erforderlich, der Unteren Denkmalschutzbehdrde beim Landkreis Nordwestmeck-
lenburg den Beginn der Erdarbeiten rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vorher schriftlich
und verbindlich anzuzeigen. Werden unvermutet Bodendenkmale entdeckt, ist dies gem. §
11 Abs. 2 DSchG unverzuglich der zustandigen Behorde anzuzeigen. Fund und Fundstelle
sind bis zum Eintreffen eines Vertreters des Landesamtes fur Bodendenkmalpflege bzw. der
Kreisbodendenkmalpfiege in unverandertem Zustand zu erhalten. Verantwortiich hierfar sind

nmqmﬂaon_nmﬂamlbamqnmq ?vmam:.nmqmazamﬁmzaaﬂmoim zufallige Zeugen, die den
Wert des Fundes erkennen. :

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich der Satzung keine Altab-
lagerungen oder Altlastenverdachtsfiichen bekannt. Werden bei Bauarbeiten Anzeichen far
bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnatiriicher Geruch, anormale Far-
bung, Austritt verunreinigter Flussigkeiten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist
der Grundstiicksbesitzer gem. § 3 Abs. 1 Abfaligesetz (AbfG) zur ordnungsgemaBen Entsor-
gung des belasteten Bodenaushubs verpfiichtet. Auf die Anzeigepfiicht beim Umweltamt des
Landkreises, Sachgebiet Altlasten/immissionsschutz gem. § 11 AbfG wird hingewiesen.

StralBenquerschnitte
FuBweg Fahrbahn Kfz/Rad Fulweg Fahrbahn Kfz/Rad
1,50 5,50 200 | 150 5,50
Parken/
10,50 S
Planstrale A PlanstralRle B
Plangrundlagen:

FuBweg | Fahrbshn Kfz/Rad
2,00 1,50 150 | 1,75 475
Parken/ Parken/
Grion Grin 8,00

Topographische Karte im MaBstab 1:1 0000, Landesvermessungsamt M-V: Lage-

und

Hohenplan im MaRstab 1-1000 Stand £ Q 1000 VVermecc:mmeb e oo

Planstrale C

Stadt- und Regionalplanung

Portnerschaftsgeselischaft
Dipl. Ing.

Martin Hufmann
Dipl. Geogr.

Lars Fricke

_ - Ifhad - Pa IS ABERA & BRSs -

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (Bauw..

vom 27. August 1997 (BGBI. | S. 2141, ber. BGBI. 1995 , _

desbauordnung Mecklenburg-Vorpommem (LBauO M-V) in de: .

machung vom 6. Mai 1998 wird nach Beschlussfassung durch die Geme..

............... folgende Satzung uber die 1. Anderung des Bebauungsplan Nr. 14 a..

Géagelow fur das Mischgebiet in der Ortslage Gagelow, umfassend die Flurstiicke ..
(teilw.), 175/1, 175/2, 174 (teiw.), 17711, 176/1, 17612, 176/3, 178, 179/1, 179/2, 179/3, 180,
181 (teilw.), 182 (teilw.), 183 (teilw.) und 184 (teilw.), Fiur 1, Gemarkung Gagelow, 6stlich
des Priestersees und nordéstlich der Bundesstralle 105, Gebietsbezeichnung "Mischgebiet
am Priestersee”, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie
folgende Satzung Gber die 6rtlichen Bauvorschriften erlassen:

Verfahrensvermerke:

Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom .w.w.woo.#
Die ortsiibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Veréffentlichung im
Amtsblatt Gagelow am 3.8.2001 erfoigt

Gagelow, den (Siegel)
Kalf, Burgermeister

Die fur Raumordnung und Landesplanung zustandige Stelle ist gemaR § 17 Landespla-

nungsgesetz (LPIG) mit Schreiben vom .............. beteiligt worden.
Gagelow, den (Siegel)

Kalf, Burgermeister
Die Gemeindevertretung hat am ............... den Entwurf der 1. Anderung des Bebauungspla-

nes Nr. 14 mit Begriindung einschlieBlich der &rtlichen Bauvorschriften gebilligt und zur &f-
fentiichen Auslegung bestimmt.

Gagelow, den (Siegel)
Kalf, Birgermeister

Die von der Planung berithrten Trager &ffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom
............... Uber die 6ffentliche Auslegung informiert und geman § 4 BauGB zur Abgabe einer
Stellungnahme aufgefordert.

Gagelow, den (Siegel)
: Kalf, Bargermeister

Der Entwurf der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14, bestehend aus der Planzeich-
nung (Teil A) und dem Text (Teil B), die Begriindung dazu sowie der Entwurf der &rtlichen
Bauvorschriften haben in der Zeit vom ............... bis zum ............... wahrend der Dienststun-
den nach § 3 Abs. 2 BauGB &ffentlich ausgelegen. Die &ffentliche Auslegung ist mit dem
Hinweis, dass Anregungen wahrend der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur
Niederschrift vorgebracht werden kénnen, am ............... durch Verdffentlichung im Amtsblatt
Gagelow bekanntgemacht worden.

Gagelow, den (Siegel)
Kalf, Bdirgermeister

Der katastermaRige Bestand am ............... wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsicht-
lich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prufung nur
grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im MaRstab 1: ... vorliegt. Regress-
anspruche kénnen nick! abgelzitet werden. :

Wismar, den (Siegel)
Kattner, &ffentlich bestellter Vermesser

Die Gemeindevertretung hat die vorgebrachten Anregungen der Biirger sowie die Stellung-
nahmen der beriihrten Trager 6ffentlicher Belange am ............... gepruft. Das Ergebnis ist
mitgeteilt worden.

Géagelow, den (Siegel)
Kalf, Burgermeister

Die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A)

und dem Text (Teil B) sowie die &rtiichen Bauvorschriften wurden am .............. von der
Gemeindevertretung als Satzung beschlossen. Die Begrundung zur 1. Anderung des Be-
bauungsplanes Nr. 14 wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung vom ............... gebilligt.
Gagelow, den (Siegel) |

Kalf, Bargermeister

Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil
B) wurde gemaR § 10 BauGB i.V.m. dem Baugesetzbuchausfiihrungsgesetz (AG-BauGB M-
V) vom 30.1.98 und der Anzeigepfiichtverordnung (AnzVO) vom 5.2.98 dem Landrat des
Landkreises Nordwestmeckienburg angezeigt.

Gagelow, den (Siegel)
Kalf, Bargermeister

Die vom Landrat des Landkreises erteilten Hinweise zu Verfahrensverletzungen wurden
durch den satzungsindernden Beschluss der Gemeindevertretung vom ............... erfalit.
Das wurde mit Schreiben des Landkreises vom ............... bestatigt.

Gagelow, den ~ (Siegel)
Kalf, Bargermeister

Die Satzung Gber die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14, bestehend aus der Plan-
zeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Gagelow, den (Siegel)

Kalf, Bargermeister
Die Stelle, bei der der Plan auf Dauer wahrend der Dienststunden von jedermann eingese-
hen werden kann und Gber den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind in der Zeit vom ...............
biszum ............... im Amtsblatt Gagelow bekanntgemacht worden. In der Bekanntmachung
ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von
Mangeln der Abwagung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf
Falligkeit und Eriéschen von Entschadigungsansprichen (§ 44 BauGB) hingewiesen wor-
den. Die Satzungistam ............... in Kraft getreten.

Gagelow, den (Siegel) : !
Kalf, Bargermeister

Ubersichtsplan M 1:10 000
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: Satzung Uber die
1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 14

fur eine Teilflache des Bebauungsplanes Nr. 14 mit der Gebietsbezeichnung "Misch-
gebiet am Priestersee”, umfassend die Flurstiicke 159/4 (teilw.), 175/1, 17512, 174
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Teil A - Planzeichnung (Ge'iungsbereich 1)
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Teil A - Planzeichnung (Geltungsbereich 2)
1:4000

Hinweise:

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind von der geplanten Malnahme keine Bodendenk-
male betroffen. Um die Arbeiten nétigenfalis baubegleitend archéologisch betreuen zu kon-
nen, ist &8 erforderlich, der Unteren Denkmaischutzbenhtrde beim Landkreis Nordwestmeck-
lenburg den Beginn der Ei 1 itig, mindestens zwei Wochen vorher schriftlich
und verbindlich anzuzeigen. Werden unvermutet Bodendenkmale entdeckt, ist dies gem. §
11 Abs. 2 DSchG unverziglich der zustdndigen Behorde anzuzeigen. Fund und Fundstelle
sind bis zum Eintreffen eines Vertreters des Landesamtes for Bodendenkmaipflege bzw. der
Kreisbodendenkmaipfiege in unverandertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierflr sind
der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeig sowie zufallige Zeugen, die den
Woert des Fundes erkennen.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich der Satzung keine Altab-
lagerungen oder Altl flachen bekannt. Werden bei Bauarbeiten Anzeichen fir
bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnatlriicher Geruch, anormale Far-
bung, Austritt verunreinigter Filssigkeiten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist
der Grundstlcksbesitzer gem. § 3 Abs. 1 Abfaligesetz (AbIG) zur ordnungsgemafen Entsor-
gung des Boder hubs verpflichtet. Auf die A gepflicht baim U itamt des
Landkreises, Sachgebiet Altiastern/immissionsschutz gem. § 11 AbfG wird hingewiesen.

Plangrundlagen:

Topographische Karte im MaBstab 1:10000, Landesvermessungsamt M-V, Lage-
und Hohenplan im Ma@stat, 1:1000, Stand 6.9.1089, Vermessungsbiro Kattner,
Wismar

.

0 e, 28
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Planzeichenerklarung

1. Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 6 BauNVO)

[, ]

Mischgebiet (§ 6 BauNVO), mit laufender Numerierung
des Baugebietes

Mag der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

|
GRZ
GFZ

FH

Zahl der Voligeschosse als Hochstma
Grundfidchenzahi
Geschoffidchenzahi

Firsththe als HochstmaB ber dem Bezugspunkt

Bauweise, Baugrenzen (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

offene Bauweise
abweichende Bauweise
Baugrenze

Dachneigung

Verkehrsfiichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

L

StraBenverkehrsflache

Verkehrsfliiche besonderer Zweckbestimmung
(Tempo-30-Zone)

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung
(Verkehrsberuhigter Bereich)

StraBenbegleitgrin
Straflenbegrenzungslinie

Fullweg

[3%] Radweg
et | Ein- und Ausfahrtbereich
v Ein- und Ausfahrt

...... Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Fidchen fir die Abfallentsorgung (§ 8 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

==

Hauptversorjungs- und Hauptabwasserleitungen
(§ 9 Abs. 1 Ni. 13 und Abs. 6 BauGB)

Stelifiache fur Abfallbehalter

i

Abwasserdruckleitung, unterirdisch

Griinflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grlnflache, offentlich

Heckenanpflanzung, offentlich

Heckenanpflanzung, privat

Spielplatz, sffentlich

Fliichen filr dle Wasserwirtschaft und Flichen fir die Regelung des Wasserab-
flussea (§ 9 /bs. 1 Nr. 18 BauGB)

Regenrickhaltebecken

Planungen, Mutzungsregelungen, MaBnahmen und Flichen fir MaBnahmen zum
Schutz, zur Flege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

et
beond

@ Erhalten von Baumen

Umgrenzung von Flachen fur MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Béumen, Strauchern
und sonstigen Bepflanzungen

Nr.

L]
20

oy Erhalten von Strauchem

@ Anpflanzen von Baumen
Sonstige Planzeichen

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Flursticke 175/2,
176/3 und 174/2 (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

G
Bl

Umgrenzung der Fldchen fir besondere Anlagen und Vorkehrungen
zum Schutz vor schadlichen Umweiteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Umgrenzung der Flichen, die von der Bebauung freizuhalten sind
(Sichtdreiecke bzw. Anbauverbot, § 8 FStrG; § 8 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches der Satzung Uber den
BebauungsplanNr. 14 (§ 8 Abs. 7 BauGB)

f

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

2. Darstellungen ohne Normcharakter

7

vorhandene bauliche Anlagen

vorhandene Flurstlicksgrenzen

|

%ﬁ Flurstdcksnummern
P P ra e Boschung
FEETS Graben
(o s - o) Hahenlinien mit Hohenangabe (. HN
LPB L4rmpegelbereiche llI, IV, V (maBgeblicher AuBenlarmpegel) nach

DIN 4109

Stadt- und Regionalplanung
Partnenchofisgesaits:haft

Dipl-ing. Dipl.-Geogr.
MARTIN HUFMANN LARS FRICKE. SRL
LObsche Strafe 27 23946 Wismar

Tel, 038 41-287597/-98 Fox 287599

aMoall: stadt regionaiplanung@t-onine.de

Teil B - Text

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBI, | S. 132), zuletzt geandert durch Artikel 3 Investitionserleichterungs- und Wohn-
baulandgesetz vom 22.4.1993 (BGBI. | S. 486)

1. Art und MaB der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1, 6, 16 und 18
BauNVO)

1.1 In den festgesetzten Mischgebieten sind Wohn-, Geschafts- und Blrogebaude, Betrie-
be des Beherbergungsgewerbes sowie sonstige Gewerbebetriebe aligemein zuldssig.

1.2 In den festgesetzten Mischgebieten sind gemag § 1 Abs. 5 BauNVO Einzelhandelsbe-
\riebe, Schank- und Speisewirtschaften, Anlagen fir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe,
Tankstellen und Vergnigungsstatten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO generell
nicht zulassig.

1.3 Fur die festgesetzien Firsththen wird als Bezugspunkt die Hohenlage der zugehbrigen
Erschliel Renoberfliche gesetzt. Dieses Mal wird vermindert bzw. ver-
mehrt um den natoriichen Hohenunterschied gegeniber der Mitte der straenseitigen
Gebéudefront. Firsthahe (st gleich die Hohenlage der oberen Dachbegrenzungskante,
also der duBbere Schnittpunk! der beiden Dachschenkel Bei F :hermn entspricht
die Firsththe der Gebédudehohe.

2. Bauweise (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)

In den festgesetzien Mischgebieten Mi 2 bis M 10 ist nur die offene Bauweise zulds-
sig. In dem fesigesetzten Mischgebiet MI 1 mit abweichender Bauweise sind Gebéu-
deléngen bis 70 m zuldssig

3. Beschrinkungen der Zahl der Wohnungen in Wohngebiiuden
(§ 9 Abs, 1 Nr, 6 BauGB)

In den festgesatzten Mischgebi sind pro selb
als zwei Wohnungen zuléssig.

n Wohngebaude nicht mehr

4. Flachen, dia von einer Bebauung freizuhaiten sind und deren Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

41 Innerhalb der von der Bebauung freizuhaltenden Grundstiicksfiache (Sichtdreiecke)
sind Nebenaniagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO sowie
Stell- und Parkpidtze unzuldssig. Grundstickseinfriedungen und Strauchwerk durfen
sine Hohe von 0,70 m (ber Fahrbahnoberkante nicht Uberschreiten. Davon ausge-
nommen sind vorhand: und zu erh der Baumb d sowie Neuanpflanzungen
mit einer Kronenansatzhéhe von Uber 2,0 m.

4.

N

For die festgesetzten Mischgebiete MI 6 und MI 7 gilt, dall entlang der Bundesstralte in
siner Entfermung von bis zu 20,0 m, gemessen vom aulleren Rand der befestigten
Fahrbahn, Hochbauten jeder Art nicht emchtet werden dirfen (Anbauverbot gem. §9
Abs. 1 FStrG) :

5. Regelung des Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB)

Grundstiickszufahrien, Stellplatze auf den GrundstGcken und deren Zufahrten sind in
wasserdurchidssiger Bauweise herzustelien. Die verkehrsberuhigten StichstraBen mit
siner Fahrbahnbreile von 4,75 m sind mittels wasser- und luftdurchlassiger Pflasterung
zu befestigen.

6. Umfang der zullissigen Abgrabungen und Aufschilttungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)

In den f \ Mischgebieten sind Abgrabungen und Aufschittungen, bezogen
auf das anstehende Geldndeniveau, nur bis zu einem Ausma von 1,50 m zuldssig.
Cinsishenue BOsGHurigmt s nill siner Ne gung vor 1.3 uder fluchor suszubidden

7. Fliichen zum Anp von Strauchern und igen Bepfl ]

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

71  Innerhalb der Grinflachen sind die umgrenzten Flachen zum Anpflanzen von Baumen,
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen zu mehrstufig aufgebauten Hecken zu ent-
wickein. Es sind Stréucher heimisgher Arten gemdl Pflanzliiste im Verband 1x1 m zu
pflanzen und dauerhaft zu erhaiteh. Innerhaib des Plangebietes sind jeweils drei Rei-
hen und entiang der Grenze des Geltungsbereiches vier Reinen vorzusehen. Die ver-
bleibenden Randstreifen sind der natlriichen Sukzession zu Uberlassen und zu Stau-
densaumen zu entwickein, Alla 20 m ist In der Hecke ein heimischer GroGbaum (ge-
mal Pflanziiste) mit einem Mindeststammumfang von 12-14 cm zu pflanzen und dau-
erhaft zu erhalten.

7.2 Auf der Grinflache norddstiich der Planstralle B sind drei jeweils 150 m* groBe Ge-
hélzgruppen heimischer Straucharten gemal Pflanziiste zu pflanzen. Zusatzlich sind
funf heimische Grolbadume gemal Pflanziiste mit einem Mindeststammumfang von 12-
14 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die unbepflanzten Flachenanteile sind
der natl 1 1 zu (berl

7.3 Entlang der Planstrallen sind an den in der Planzeichnung dargestaliten Stellen je
Stralle einheitich Winterlinden (Tilia cordata) oter Berganom (Acer pseudoplatanus)
mit sinem Mindeststammumiang von 14-16 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhaiten.

74 Pllangliste einheimischer SirBucher, Komelkirsche (Comus mas). Roter Hartriegel

(Cornus sanguinea), HaseinuB (Corylus avellana), Eingriffliger Weildorn (Crataegus

monogyna), PlaffenhUtchen (Euonymus europaeus), Heckenkirsche (Lonicera xylo-

steum), Holzapfel (Malus sylvestris), Traubenkirsche (Prunus padus), Schiehe (Prunus
spinosa), Hundsrose (Rosa canina), Sal-Weide (Salix caprea), Schwarzer Holunder

(Sambucus nigra), Schneeball (Viburnum opulus)

7.5 Pflanziiste einheimischer GroBbaume: Feldahom (Acer campestre), Spitzahom (Acer

platanoides), Bergahorn (Acer pseudoplatanus), Hainbuche (Carpinus betulus), Rotbu-

che (Fagus sylvatica), Gemeine Esche (Fraxinus exeisior), Vogelkirsche (Prunus avi-
um), Stieleiche (Quercus robur), Eberesche (Sorbus aucuparia), Winterlinde (Tilia cor-
data)

8. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft / Ausgleichsflliche (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB und § 1a BauGB)

Innerhalb der umgrenzten Flachen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von

Natur und L (Ausg ) sind ur iedlich grolle Ar gsfla-
chen mit eingestreuten Sukzessionsfidchen anzulegen. Im einzeinen sind folgende
MaBnahmen durchzufihren:

Auf ca. 40% der Flache sind durch Pflanzung heimischer Béume in Forstpflanzenqua-
litét walddhnlich aufgebaute Gehdlzfidchen zu begriinden. Vorzusehen sind innerhaib
der Mallnahmenfliche zwei unregeimallig geformte, ca. 0,5 ha grole Geholzfldchen.
In Absprache mit der Unteren Naturschutzbehdrde sind dort im Verband 1x1 m Stielei-
chen (Quercus robur), Hainbuchen (Carpinus betulus) und Rotbuchen (Fagus syvatica)
zu pflanzen. Die Baumarten sind gruppenweise zu mischen. Die bepflanzten Flachen-
anteile sind zum Aufbau eines stufig aufgebauten Waldrandes mit einer 8 m brerten
Hecke zu umgrenzen. In dieser Hecke sind ausschiiefilich heimische Straucharten
(Baumschulware, mind. 2x verschult., s. Pflanziiste) im Verband 1,5x1,5 m zu pflanzen
und dauerhaft zu erhalten. In der Hecke ist alle 15 m versetzt ein heimischer GroG-
baum mit einem Mindeststammumfang von 14-18 cm zu pflanzen und ais Uberhalter
2u entwickein. Am nordlichen und dstiichen Rand der Malnahmenflache ist eine ahn-
lich aufgebaute, B-reihige Hecke mit gleichen Arten und Qualitdten zu pflanzen. Der
Verband ist auf 1x1 m vorzusehen, Auch hier sind Groibdume als spatere Uberhiiter
zu pflanzen. Der Traufbereich der ndrdlich angr den, geh ven Ba-
schungskanten zum Niederungsbereich des Prosekener Baches ist von Bepflanzungen
frei It i@ nicht bep 1 Flachenanteile innerhalb der MaBnahmenfldche sind
mit einer Gras-Krautermischung mit hohem Wildkréuteranteil einzusdhen und der na-
torlichen Sukzession zu (beriassen. Die gesamte Malnahmenflache ist wikdsicher zu

umzaunen,

9. Fllichen fr Vorkehrungen zum Schutz vor schildlichen Umwelteinwirkungen im
Sinne des d Insie hutzg sowie die zum Schutz vor solchen
Einwirkungen oder zur Varmeidung oder Minderung solcher Elnwirkungen zu tref-
fenden baulichen und tig hnischen Vor gen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24
BauGB)

91  Innerhalb der gewi 1 Larmpeg iche Ill bis V sind Gebaudeseiten und

Dachfldchen von Wohn-, Schiaf- und Aufentt 1 mit einem Itlerenden be-
werteten Schallddmm-Mal in Abhangigl vom Rgeblichen AuBenldrmpegel /
Larmpegelbersich (nach DIN 4109) entsprechend der nachfolgend aufgefGhrten Ta-
belle zu realisieran:

92 Terassen und Balkone sind innerhalb der Larmpegelbereiche Il bis V nur auf der
larmabgewandten Gebaudeseite zuldssig.

10. Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB sowie § 86 LBauO M-V)

10.1 Die Oberflaichenbefestigung der PlanstraBen A, B und C hat in asphaltgedeckter Bau-
art oder mit Pflaster zu erfolgen.

10.2 Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Olbehlter auf den der zugehdrigen Erschlie-
Rungsstralte zugewandten Grundsticksseite ist nicht zulassig.

10.3 Stellplatze von Mollbehaltern sind mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung,
begrunten Umkleidung oder Rankgittern zu versehen.

10.4 In den festgesstzten Mischgebieten mit der Bezeichnung MI 3, MI 4, M1 5 und MI 10 ist
die Ausbiidung der Dicher der Hauplgebaude nur als Satteldacher, Walm-, Krlippel-
walm- oder Pultddcher mit siner Dachneigung von 25° bis 55° oder als Mansarddacher
mit einer abweichender Dachneigung zuldssig. AuBer bei Flachdichem sind als
Dacheindeckungen nur unglasierte einfarbige rote oder schwarze Ziegel oder Beton-
pfannen sowie schwarzer Schiefer zulsssig. Ebenso zuldssig ist die Eindeckung mit
Reet oder die Ausbildung von Grasddchemn. Nebenanlagen kdnnen auch in abwei-
chender Dachneigung, -form und -eindeckung ausgebildet werden.

105 In den festgesetzien Mischgebieten ist bei der Gestaltung der AuBenwdnde die Ver-
wandung von roten bia rotbraunen Ziegein, die Verwendung von geputzten Flachen mit
roten, rotbraunen, gelbbraunen und weilen Farbténen sowie die Verwendung von Holz
mit gebrochenen Weill-, Blau-, Gelb- und Rotténen zulissig. Ebenso zuldssig ist die
Kombination der genannten Gestaltungselemente mit echtem Facnwerk. In dem fest-
gesetzten Mischgebist MI 1 ist Giber die genannte Fassadengestaltung hinaus auch die
Verwendung von Blech in weilen oder gebrochenen helien Farbtbnen zuldssig.

10.6 Bei Wohngebduden sind fensteriose Wandflachen Gber 20 m* zu begrnen.

10.7 In den festgesetzien Mischgebieten ist bei der Gestaltung der Fenster die Verwendung
von konkav oder konvex geformten Glasflachen unzuléssig.

10.8 Die Instaliation von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie ist auf den Dachflachen
Zuléssig.

10.9 Einfriedungen der zu Wohnzwecken genutzien Grundstlicke sind nur als Laubholzhek-
ke, Holzzaun mit senkrechter Lattung oder Feldsteinmauer bis zu einer Hhe von 1,2
m zuldssig. Drahtzaune sind nur innerhalb von Hecken bis zur Hohe der Hecke zulds-
sig.

Lérmpegel- malgeblich er It des Schalldamm-
bereich AuBanidrmpegel MaQ des Aullenbauteils
dB(A) R’ dB]
Aufenthaltsrdume in Blroraume und
Wohnungen ahnliches
i 61-65 a5 30
v 66 - 70 40 35
v 1 71-75 45 40

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 27. August 1897 (BGBI. | §. 2141, ber. BGBI. 1998 | S. 137) sowie nach § 86 der Lan-
desbauordnung M burg-Vorp n (LBauO M-V) in der Neufassung der Bekannt-
machung vom 6. Mai 1988 wird nach Beschiufassung durch die Gemeindevertretung vom

folgende Satzung (ber den Bebauungsplan Nr. 14 der Gemeinde Gagelow flr das
Mischgebiet in der Ortslage Gégelow, umfassend die Flurstucke 156/4 (teiw.), 175/1, 17572,
174 (teitw.), 177/1, 176/1, 176/2, 176/3, 178, 1791, 1798/2, 179/3, 180, 181 (teilw.), 182
(teilw.), 183 (teilw.), 184 (teilw.) sowie 151 {teilw.) und 152 (teilw.), Flur 1, Gemarkung Gé-
gelow, dstiich des Pr und nor der Bur e 105, Gebietsb hnung
“Mischgebiet am Pri ", bestehend aus der P! nung (Teil A) und dem Text (Teil
B) sawie folgende Satzung Gber die drtlichen Bauvorschriften erlassen:

Verfahrensvermerke:

Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschiusses der Gemeindevertretung vom 28.5.1989.
Die orisiibliche Bakanntmachung des Aufstellungsbeschiusses ist durch Veroffentiichung im
Amtsblatt Gégelow am 5.7.1960 erfoigt

Gégelow, den (Siegel)
Kalf, Bargermeister

Die flir Raumordnung und Landesplanung zustdndige Stelle ist gemas § 17 Landespla-
nungsgesetz (LPIG) mit Schreiben vom 26.8.1999 beteiligt worden.

Gégelow, den (Siegel)
Kalf, BUrgermeister

Die Borger sind gemal § 3 Abs. 1 BauGB durch offentliche Ausiegung des Vorentwurfes, in
der Zeit vom 15.11.99 bis 30.11.99 wahrend der Dienststunden im Amtsgebéude des Amtes
Gagelow, frihzeitig beteiligt worden. Die Trager dffentiicher Belange sind gemal § 4 BauGB
mit Schreiben vom zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Gégelow, den (Siegal)
Kalf, Blrgermeister

Die Gemeindevertretung hat am den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 14 mit
Begrundung einschlieflich der &rtiichen Bauvorschriften gebilligt und zur offentlichen Ausle-
gung bestimmt.

Gégelow, den (Siegel)
Kalf, BUrgermeister

Die von der Planung berihrten Trager offentiicher Belange sind mit Schreiben vom
(ber die tffentliche Auslegung informiert worden.

Gdgelow, den (Siegel)
Kalf, Burgermeister

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 14, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und
dem Text (Teil B), die Begrundung dazu sowie der Entwurf der ortlichen Bauvorschrifien
haben in der Zeit vom bis zum wihrend der Dienststunden nach § 3
Abs. 2 BauGB offentiich ausgelegen. Die offentiche Auslegung ist mit dem Hinweis, dall
Anregungen wahrend der Auslegungsfrist von jedermann schriftiich oder zur Niederschrift
vorgebracht werden kénnen, am durch Verdffentlichung im Amtsblatt Gagelow
bekanntgemacht worden.

Gagelow, den (Siegel)
Kalf, Bliraarmeister

Der katasterméBige Bestand am wird als richtig dargestelit bescheinigt. Hinsicht-
lich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkie git der Vorbehalt, dall eine Prufung nur
grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im Malstab 1: vorliegt. RegreBanspru-
che kénnen nicht abgeleitet warden.

Wismar, den (Siegel)
Leiter des Katasteramtes

Die Gemeindeveriretung hat die vorgebrachten Anregungen der Burger sowie die Stellung-
nahmen der berihrten Trager offentiicher Belange am gepruft. Das Ergebnis ist
mitgeteilt worden.

Gagelow, den (Siegel)
£ Kalf, Burgermeister

Der Bebauungsplan Nr. 14, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B)
sowie die ortlichen Bauvorschriften wurden am von der Gemaeindevertretung als
Satzung beschiossen, Die Begrindung zum Bebauungsplan Nr. 14 wurde mit Beschiull der
Gemeindevertratung vom gebilligt.

Gigelow, den (Siegel)
Kalf, Burgermaister

Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Tell A) und dem Text (Teil
B) wurde gemaf § 10 BauGB i V.m. dem Baugesetzbuchausflhrungsgesetz (AG-BauGB M-
V) vom 30.1.98 und der Anzeigepflichtverordnung (AnzvO) vom 5.2.88 dem Landrat des
Landkreises Nordwestmecklenburg angezeigt.

Gagelow, den (Siegel)

Kalf, Burgermeister
Die vom Landrat des Landk erteilten Hi zu Verfahrensverletzungen wurden
durch den g d lul der Gemeindevertretung vom erfulit. Das
wurde mit Schreiben des Landkreises vom Az: bestatigt.
Gagelow, den (Siegel)

Kalf, Burgermaister

Die Satzung Gber den Bebauungsplan Nr. 14, bestehend aus der Planzeichnung (T eil A) und
dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Gagelow, den (Siegel)
Kalf, Borgermeister

Die Stelle, bei der der Plan auf Dauer wahrend der Dienststunden von jedermann eingese-
hen werden kann und (ber den Inhalt Auskunft zu erhaiten ist, sind in der Zeit vom

bis zum im Amtsblati Gégelow bekannigemacht worden. In der Be-
kanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften und von Mangein der Abwiigung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB)
und weiter auf Falligkeit und Eréschen von Entschédigungsanspruchen (§ 44 BauGB) hin-
gewiesen worden, Die Satzung st am in Kraft getreten.

Gagelow, den (Siagel)
Kalf, Burgermeister

Ubersichtsplan M 1:20000

GEMEINDE GAGELOW
Bebauungsplan Nr. 14

fUr das Mischgebiet in der Orslage Gédgelow, umfassend die Flursticke 150/4
(teilw.), 1751, 175/2, 174 (teilw.), 177/1, 1761, 178/2, 176/3, 178, 179/1, 17672,
179/3, 180, 181 (teitw.), 182 (teilw.), 183 (teitw.), 184 (teilw.), sowie 151 (teilw.) und
152 (teilw.), Fiur 1, Gemarkung Gagelow, ostlich des Priestersees und norddstlich
der Bundesstrale 105, Gebietsbezeichnung "Mischgebiet am Priestersee”

Vorentwurf

i@

\ 8.11.1999

/:q,y{, 251195

(



	BPNr14.4_1_106_01
	BPNr14.3_1_106_01
	BPNr14.2_1_106_01
	BPNr14.1_1_106_01
	BPNr14Öa_1_106_01
	BPNr14_1_106_01

